Amtsblatt Nro. 


I. einer Ors⸗Kraukenkaſſe, 


1 


„Bei Aufſtellung des Entwurfs iſt von der Vor⸗ 


„Bei Abfaſſung des Entwurfs find durchgehends die 


Extra 


Blatt 


zum 


— — 


16. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 16. April 1884. 


Entwurf des Statuts 


II. einer Betriebs⸗ 
Nach dein Reichs⸗Geſetz 


(Fabrik-) Krankenkaſſe nebſt Erläuterungen. 
vom 15. Juli 1883. 


Beſchluß des Bundesraths vom 13. März 1884. 


2 8 | 
Orts⸗Krankenkaſſeu. 
Vorbemerkungen. 
Der Entwurf ſoll für die Aufſtellung wirklicher 
Statute für Orts⸗Krankenkaſſen einen Rahmen 
und eine Anleitung geben. Sein Inhalt iſt in 
keiner Weiſe verbindlich, weder für diejenigen, 
welchen die Errichtung des Kaſſen⸗Statuts obliegt, 
noch für die Behörden, welchen die Genehmigung 
zuſteht. Bei der großen Verſchiedenheit der Ver⸗ 
haltniſſe, auf welche bei der Errichtung von 


Kaſſen⸗Statuten für Orts⸗Krankenkaſſen Rückſicht 


zu nehmen iſt, kann ein Entwurf, welcher ohne 
Aenderungen für jede Orts⸗Krankenkaſſe verwend⸗ 
bar wäre, nicht gegeben werden. Es iſt daher 
nothwendig, jede Beſtimmung darauf zu prüfen, 
ob jte unverändert in das Statut für eine be⸗ 
ſtimmte Kaſſe aufgenommen werden kann. Die 
Bemerkungen, auf welche die dem Texte des 
Statuts in Klammern () beigefügten Ziffern hin⸗ 
weiſen, werden dieſe Prüfung vielfach erleichtern. 
Eine genaue Beachtung derſelben muß bei dem 
Gebrauche des Entwurfs vorausgeſetzt werden. 


ausſetzung ausgegangen, daß eine Ausdehnung 
der Verſicherungspflicht auf die im § 2 des Ge⸗ 
ſetzes vom 15. Juni 1883 bezeichneten Klaſſen 
von Perſonen nicht erfolgt iſt; eine ſolche Aus⸗ 
dehnung kann übrigens nicht durch ein Kaſſen⸗ 
Statut, ſondern nur durch die am angeführten 
Orte vorgeſehene beſondere ſtatutariſche Regelung 
einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunal 
Verbandes ausgeſprochen werden. 


Verhältniſſe einer Orts⸗Krankenkaſſe in's Auge 
gefaßt, welche für mehrere verwandte, dem Be⸗ 
reiche des Handwerks angehörende Gewerbszweige 
errichtet wird. 

Derſelbe bietet aber auch für die Aufſtellung 
der Statute ſolcher Klaſſen, welche nur für einen 
Gewerbszweig lein Handwerk), ſowie ſolcher, 


welche für ſammtliche Gewerbszweige in einer 
Gemeinde errichtet werden ſollen, eine ausreichende 
Anleitung. 

1. Was durch geſetzliche Vorſchrift in der Weiſe ges 
regelt iſt, daß den einzelnen Kaſſen⸗Statuten ein 
Spielraum für beſondere Beſtimmungen nicht ge⸗ 
laſſen wird, z. B. die Vorſchriften über die Beauf⸗ 
ſichtigung und Schließung der Kaſſen, iſt in das 
Statut nur ſoweit aufgenommen, als es noth⸗ 
wendig erſchien, um das Verſtändniß der getroffe⸗ 
nen Beſtimmungen zu ſichern, oder den Kaſſen⸗ 
Mitgliedern eine ausreichende Kenntniß ihrer Rechte 
und Pflichten zu vermitteln. Wo es für zweck⸗ 
mäßig erachtet wird, das Kaſſen⸗Statut in dieſer 
Beziehung zu vervollſtändigen oder noch mehr zu 
vereinfachen, werden die erforderlichen Ergänzungen 
oder Streichungen an der Hand der Bemerkungen 
leicht auszuführen ſein. 

5. Die im Texte des Statuts vorkommenden Klam⸗ 
mern [ deuten, ſoweit fie nicht durch die Be⸗ 
merkungen beſonders erläutert werden, an, daß 
die in Klammern eingeſchloſſen Worte nach den 
Umftänden beibehalten oder geſtrichen werden 
können, oder daß unter den mehreren in Klammern 
eingeſchloſſenen Faſſungen, unter Berückſichtigung 
der Verhältniſſe, die Wahl zu treffen iſt. 


Entwurf 


des Statuts einer Orts⸗Krankenkaſſe. 
(Beſchluß des Bundesraths vom 13. März 1884.) 


(Für neue Statute.) () 

Auf Grund der 88 16 und 23 des Geſetzes vom 
15. Juni 1883, betreffend die Kranken⸗Verſicherung der 
Arbeiter (Reichs⸗Geſetzbl. S. 73), errichtet der Magiſtrat 
[Gemeinde ⸗Vorſtand] von N. nach Anhörung der Be⸗ 

theiligten (5) das nachſtehende Kaſſen⸗Statut: 

oder 

(Für revidirte Statute.) ( 

Für die Kaſſe zu N. wird nach Maß⸗ 


gabe des § 85 des Geſetzes vom 15. Juni 1883, bes 
treffend die Kranken⸗Verſicherung der Arbeiter, () das 
nachfolgende revidirte Statut erlaſſen. Daſſelbe tritt an 
die Stelle des Statuts vom ! 
Zum Eingang. 

1. 


N 


4. Vergl. Bemerkung 2. 
I. Name, Umfang und Sitz der Kaſſe. 


wird für die nachbezeichneten Gewerbe, () mit Aus⸗ 
nahme derjenigen denſelben angehörenden Betriebe, für 
welche eine Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſe errichtet iſt, 
eine Orts⸗Krankenkaſſe errichtet: 


Ausnahme 2c.] 


Zu 8 
15 


3. 


„Beſtehende, nach bisherigen geſetzlichen oder orts⸗ 


„Die Gewerbszweige, bezw. die Klaſſen verſicherungs⸗ 


a 
— 


— 


„ 


Statute für neu zu errichtende Orts⸗Kranken⸗ 


— 


für welche Kaſſen der letzteren Art beſtehen, von 
der Orts⸗Krankenkaſſe auszuſchließen ſein. 
II. Mitgliedſchaft. 
A. Verſicherungspflichtige. 
8 2. Mitglieder der Kaſſe find alle von Ge⸗ 


kaſſen find von der Gemeinde⸗Behörde nachſwerbetreibenden der im § 1 bezeichneten Art lin ihren 


Anhörung der Betheiligten (Arbeitgeber und Ar⸗ 
beiter) zu errichten (§ 23 des Geſetzes). 


ſchieben die Worte: 


mit Genehmigung ꝛc. (Bezeichnung der höheren iſt! 


Verwaltungs⸗Behörde.) 


ſtatutariſchen Beſtimmungen mit Veitritts⸗ 
zwang ausgeſtattete Kranken⸗Kaſſen unterliegen, 
ſoweit ſie nicht Innungs⸗ oder Fabrik⸗Kranken⸗ 
kaſſen ſind, nach § 85 des Geſetzes vom 15. Juni 
1883 fortan den Vorſchriften des letzteren über 
die Orts⸗Krankenkaſſen. Die nothwendige Stakuten⸗ 
Aenderung iſt auf dem durch die bisher geltende 
Vorſchrift vorgeſchriebenen Wege bis zum 1. Ja: 
nuar 1885 herbeizuführen. Für fie iſt demnach 
ein revidirtes Statut zu errichten und alſo der 
für ſolche beſtimmte Eingang zu wählen. 


S 1. Unter dem Namen: () 
[Orts⸗Krankenkaſſe der Tiſchler, Drechsler, 
Bötticher und verwandter Gewerbe 


1. [Tiſchler⸗Gewerbe, 
2. Drechsler⸗Gewerbe, 
3. Böͤtticher⸗Gewerbe, 
x. 
oder 
[Die Kaffe führt fortan den Namen 
Sie beſteht für die nachbezeichneten Gewerbe, mit 


Der Sitz der Kaſſe iſt N. 


15 

Die Wahl des Namens der Kaſſe iſt frei; wo 
derſelbe nicht von den Gewerbszweigen, für welche 
die Kaſſe beſtimmt iſt, hergenommen wird, empfiehlt 
ſich der Zuſatz: „Orts⸗Kraukenkaſſe für u. ſ. w.“ |? 
pflichtiger Perſonen, für' welche die Kaſſe errichtet 
wird, müſſen nach § 19 Abſatz 1 und § 23 
Ziffer 1 des Geſetzes im Kaſſen Statut bezeich⸗ 
net ſein. 

Da die Mitgliedſchaft bei einer Orts⸗Krankenkaſſe 
von der Verpflichtung, einer Betriebs-Krankenkaſſe 
beizutreten, nicht befreit, ſo werden die Betriebe, 


Werk⸗Betriebs⸗ () ſtätten (5) innerhalb des Gemeinde⸗ 
Bezirks gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigten Perſonen, 
Soll der Genehmigung der zuſtändigen Behörde] deren Beſchäftigung weder ihrer Natur nach eine vorüber⸗ 
im Eingange gedacht werden, fo find hier einzu-] gehende, noch durch den 
einen 
() mit Ausnahme: (0 
il, 


Arbeitsvertrag im Voraus auf 
Zeitraum von weniger als einer Woche beſchränkt 


der Mitglieder einer auf Grund des Titels VIII 
der Gewerbe⸗Ordnung errichteten, den Anforderungen 
des § 73 des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes ent⸗ 
ſprechenden Innungs⸗Krankenkaſſe, (“) 


„der Mitglieder einer auf Grund des Geſetzes vom 


7. April 1876 oder auf Grund landesrechtlicher 
Vorſchriften errichteten, den Anforderungen des 
8 75 des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes entſprechen⸗ 
den Hülfskaſſe. 


Zu 8 2. 


1. Beſteht die Kaſſe nicht ausſchließlich aus Hand⸗ 


werkern, jo wird die Bezeichnung „Betriebsſtätten“ 
vorzuziehen ſein. 


„Die eingeklammerten Worte fallen weg, wenn die 


bezeichneten Perſonen auf Grund des § 2 des 
Geſetzes durch ſtatutariſche Regelung verſicherungs⸗ 
pflichtig gemacht ſind. 


Da Mitglieder von Betriebs⸗Kraukenkaſſen nach 


dem Ausſcheiden aus dem Betriebe das Recht, 
der Kaſſe ferner anzugehören, nur dann haben, 
wenn ſie in eine Beſchäftigung eintreten, vermöge 
welcher ſie nicht Mitglieder einer anderen Kaſſe 
werden, fo brauchen fie unter den Ausnahmen 
nicht aufgeführt zu werden. 


. Da Innungen von dem Rechte, Kranken⸗Kaſſen 


für die bei Innungs⸗Meiſtern beſchäftigten Ar⸗ 
beiter zu errichten, jeder Zeit Gebrauch machen 
können, ſo empfiehlt ſich die Aufnahme dieſer Be⸗ 
ſtimmung auch da, wo zur Zeit derartige Kaſſen 
noch nicht beſtehen. 

§ 3. ( Von der Mitgliedſchaft find auf ihren 


Antrag durch den Kaſſen-Vorſtand diejenigen Perſonen 
zu befreien, welche im Krankheitsfalle mindeſtens fir 
13 Wochen auf Verpflegung in der Familie ihres 
Arbeitgebers oder auf Fortzahlung des Lohnes Anſpruch 
haben. 

Zu § 3 
1. 


5. 

Dieſe Beſtimmung findet auch ohne Aufnahnl, 
in das Statut Anwendung kraft § 3 Ablab = 
des Geſetzes. Die im Abſatz 1 daſelbſt bezeich 
neten Beamten werden bei Kaſſen der hier © 
Frage ſtehenden Art nur ausnahmsweiſe vorkom 
men. Wird die Kaſſe auch für größere Betr! 
miterrichtet, bei welchen ſolche Beamte vorkommen, 
jo find auch dieſe zu erwähnen, falls die geen 


— Fee 


lichen Befreiungen von der Verſicherungspflicht Zu $ 6. g 
überhaupt in das Statut aufgenommen werden] 1. Vergl. $ 19 Abſatz 2 des Geſetzes. 
ſollen. 2. Vergl. § 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 5 
Mei Prien cht; 3. Auch wo übrigens eine beſondere Meldeſtelle er⸗ 
in tigt, richtet wird, empfiehlt es ſich, die Meldung der 


§ 4. () Berechtigt, der Kaſſe als Mitglieder freiwillig beitretenden Mitglieder an den Vorſtand 

beizutreten, find: gelangen zu laſſen, da unter Umſtänden eine 

J. alle innerhalb des Gemeinde ⸗ Bezirkes von Ges Entſcheidung über die Aufnahme erforderlich wer⸗ 
werbetreibenden der im § 1 bezeichneten Art gegen den kann. 


Gehalt oder Lohn beſchäftigten Perſonen, deren 4. Vergl. Bemerkung 4 zu § 10. 


Beſchäftigung ihrer Natur nach eine vorüber⸗ e italieder . 

gehende oder durch den Arbeitvertrag im Voraus G85 ei 125 ie Aa Kaffe 
auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche auf Grund des $ 2 angehören, ſcheiden ſe aus: 
beſchränkt it 60 5 Es ar 1. durch Austritt mit dem Schluß des Rechnungs⸗ 


jahres, wenn ſie denſelben ſpäteſtens drei Monate 


2. alle innerhalb des Gemeinde⸗ Bezirkes von Ge: a 0 
werbelreibenden der im $ 1 a i mit RR bei dent en ng und 10 dem 
Arbeiten ihres Gewerbes außerhalb ihrer Werk⸗ Ablauf des Rechnungsja daes nachweiſen, daß ſie 
Getriebs⸗) ftätten gegen Gehalt oder Lohn beichäf: Mitglieder einer der im 5 2 unter 2 bezeichneten 
ligten Perſonen, ( ER 

3. di 5 en. Nor mM durch Ausſcheiden aus der die Mitgliedſchaft be⸗ 
Mr Wachhenapuf Perſonen: ( gründenden Beſchäftigung. 

Zu 8 4. -n. 8 2 2 „ 2 82 8 „ „ „4 Zu 8 7 

1. Vergl. § 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 1. Vergl. 5 19 Abſaz 4 des Geſetzes. 

2. Die Nr. 1 und 2 ſind zu ſtreichen, falls die be⸗ 5 8. In dem Falle des § 7 Ziffer 2 bleiben 
zeichneten Perſonen kraft ſtatutariſcher Regelung die bezeichneten Perſonen, fo lange ſie ſich im Gebiete 
verſicherungspflichtig ſind. des Deutſchen Reichs aufhalten und nicht zu einer Be⸗ 


3. In wie weit von der durch § 26 Abſ. 4 Ziff. 5 ſchäftigung übergehen, vermöge welcher fie Mitglieder 
gegebenen Befugniß Gebrauch zu machen it, obſeiner anderen Orts⸗Krankenkaſſe oder einer Betriebs⸗ 
namentlich ſelbſtſtändigen Handwerkern der betref- (Fabrik-), Bau⸗ oder Innungs⸗Krankenkaſſe oder einer 
fenden Gewerbszweige der Beitritt zur Kaſſe zu Knappſchafts⸗Kaſſe werden, Mitglieder der Kaſſe, wenn 
ermöglichen iſt, wird nach örtlichen Verhältniſſen ſie ihre dahin gehende Abſicht binnen einer Woche nach 
zu entſcheiden ſein. Die Aufnahme in die Kaſſe dem Ausſcheiden aus ihrer bisherigen Beſchäftigung 
kann für dieſe Perſonen von Bedingungen, z. B. beim Kaſſen⸗Vorſtand anzeigen. Die Zahlung der 
Geſundheits Atteſt, Lebensalter ꝛc., abhängig vollen ſtatutenmäßigen Beiträge (§ 30) zum erſten 
gemacht werden, welche eintretendenfalls hier feſt⸗ Fälligkeits Termine gilt der ausdrücklchen Anzeige 
zuſtellen ſind. gleich. () > 
§ 5. () Als Gehalt und Lohn im Sinne der Für dieſe, ſowie für die auf Grund des § 4 der 

§ 2 und 4 gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge. Kaſſe beigetretenen Mitgliedern erliſcht die Mitglied⸗ 

Der Werth der letzteren iſt vom Vorſtande nach denſſchaft durch mündliche oder ſchriftliche Austritts⸗Erklä⸗ 


Orts⸗Durchſchnittspreiſen feſtzuſetzen. rung bei dem Kaſſen⸗Vorſtande, oder, falls die Kaſſen⸗ 
Zu 8 5. Beiträge an zwei aufeinander folgenden Terminen nicht 
1. Vergl. § 1 Abſatz 3 des Geſetzes. gezahlt werden, mit dem zweiten Zahlungstermine. (5) 


5 Ar : Miete Für die bis zum Erlöſchen der Mitgliedſchaft fällig ge- 
J. Beginn und Ende der Mitgliedſchaft. wordenen Beiträge bleiben die Ausgeſchiedenen verhaftet. 
86. Für diejenigen Perſonen, welche auf an gu 8 8 
des § 2 Mitglieder der Kaſſe werden, beginnt die Mit⸗ 55 a N 
gliedſchaft mit dem Tage, an welchem fie in die Be⸗ 1. Vergl. 9 27 Abſatz 1 des Geſehes. 


$ 5 [et a 7 
ſchäftigung eintreten. 10 2. 9 8 5 19 Abſatz 5 und 8 27 Abſatz 2 des 
Für die zum Beitritt berechtigten Perſonen ($ 4) j 1 
beginnt die Mitgliedſchaft mit dem Tage der ſchriftlichen 5 9. [Mitglieder, welche die Kaſſe wiederholt 
oder mündlichen Anmeldung () bei dem Kaſſen⸗Vor⸗ durch Betrug geſchädigt haben, ſind durch den Vorſtand 
ſtande. () aus der Kaſſe auszuſchließen. Die Mitgliedſchaft er⸗ 
[Die Anmeldung muß enthalten: liſcht in dieſem Falle mit dem Tage, an welchem dem 
den Vor⸗ und Zunamen des Angemeldeten, Mitgliede die Ausſchließung mitgetheilt wird.] () 
die Beſchäftigung, in welcher er ſteht, Zu 8 9. . 
feine derzeitige Wohnung, 1. Vergl. $ 26 Abſaß 4 Ziffer 1. 
den täglichen Arbeitsverdienſt, welchen er zur Zeit Ob dieſe Beſtimmung getroffen werden ſoll, hängt 


bezieht]. (0) von freiem Grmeſſen ab. 


— 4 — 


D. Meldepflicht der Arbeitgeber. 


$ 10. () Die Arbeitgeber haben jede von 

ihnen beſchäftigte Perſon, welche auf Grund des § 2 

Mitglied der Kaſſe wird, ſpäteſtens am dritten Tage 

nach dem Beginn der Beſchäftigung bei dem [Kaſſen⸗ 

Vorſtande]! [Kaſſen⸗ und Rechnungsführer] der von der 

Aufſichts⸗Behörde errichteten Meldeſtelle] () anzumelden 

und ſpäteſtens am dritten Tage nach Beendigung des 

Arbeits⸗Verhältniſſes daſelbſt abzumelden. 

Die Anmeldung muß enthalten: 
den Vor⸗ und Zunamen ſſowie die Beſchäfti⸗ 
gung] () des Anzumeldenden, 
den Zeitpunkt des Eintritts in die Beſchäftigung, 
[den täglichen Arbeitsverdienſt, welchen der⸗ 
ſelbe zunächſt beziehen wird.] (*) 
Die Abmeldung muß enthalten: 
den Vor⸗ und Zunamen des Abzumeldenden, 
den Zeitpunkt des Austritts aus der Beſchäftigung. 
[Die Verſäumniß dieſer Verpflichtung zieht eine 
Geldſtrafe bis zu 20 Mark nach ſich.] () 
Arbeitgeber, welche ihrer Anmeldepflicht nicht 
genügen, ſind außerdem verpflichtet, alle Aufwendungen 
zu erſtatten, welche die Kaffe zur Unterſtützrng einer 
vor der Anmeldung erkrankten Perſon auf Grund dieſes 

Statuts gemacht hat.] (“) 

Zu § 10. 

1. Vergl. § 49 des Geſetzes. 

2. Wo eine gemeinſame Meldeſtelle von der Auſſichts⸗ 
Behörde nicht errichtet iſt, wird es ſich für grö- 
ßere Kaſſen meiſtens empfehlen, die Meldung bei 
dem Rechnungs⸗ und Kaſſenführer vorzuſchreiben. 
„Erforderlich, wenn der durchſchnittliche Tagelohn 

klaſſenweiſe nach der Beſchäftigung feſtgeſtellt 

werden ſoll (vergl. $ 12.) 

. Erforderlich, wenn der durchſchnittliche Tagelohn 
klaſſenweiſe nach dem wirklichen Arbeits Verdienſte 
feſtgeſtellt werden ſoll (vergl. § 12). 

. Geſetzliche Beſtimmung ($ 81 des Geſetzes), welche 
auch ohne Aufnahme in das Statut Platz greift. 

. Desgleichen; vergl. § 50 des Geſetzes. 


III. Uunterſtützungen. 
Arten der Unterſtützung. 


E 


A. 


Zu § 11. 
1. Inwiefern über die im $ 20 des Geſetzes feſt⸗ 
geſtellten Mindeſtleiſtungen innerhalb der durch 
§ 21 gezogenen Grenzen hinauszugehen iſt, muß 
nach den für die einzelne Kaſſe in Betracht kom⸗ 
menden Verhältniſſen erwogen werden. Für be⸗ 
reits beſtehende Kaſſen wird für dieſe Frage ein 
Anhalt in den bisherigen Erfahrungen vorliegen. 
Für neu errichtete Kaſſen wird es ſich empfehlen, 
zunächſt über die Mindeſtleiſtungen nicht hinaus⸗ 
zugehen, zumal, wenn die Feſtſtellung der Bei⸗ 
träge auf den nach § 31 des Geſetzes zunächſt 
zuläſſigen Höchſtbetrag nach den Verhältniſſen der 
Kaſſen⸗Mitglieder nicht erwünſcht erſcheint. Am 
unbedenklichſten iſt ein Hinausgehen über die 
Mindeſtleiſtung hinſichtlich der Dauer der Kran⸗ 
ken⸗Unterſtützung, da die Verlängerung derſelben 
über 13 Wochen hinaus erfahrungsmäßig eine 
erhebliche Mehrbelaſtung der Kaſſe nicht mit ſich 
bringt, dagegen allen Kaſſen⸗ Mitgliedern ohne 
Unterſchied zu gute kommt, während die Gewäh⸗ 
rung von Unterſtützungen für erkrankte Familien⸗ 
Mitglieder in der Negel nur für die verheiratheten 
unter ihnen Intereſſe hat. 

. Fällt aus für Kaſſen, welche keine weiblichen 
Mitglieder haben. 

„ Geſetzliche Beſtimmung (8 56 des Geſetzes), welche 
auch ohne Aufnahme in das Statut Anwendung 
findet. 


B. Durchſchnittlicher Tagelohn. 


§ 12. (a) () Der durchſchnittliche Tagelohn iſt 
feſtgeſtellt: l 


0 


J. für erwachſene männliche Kaſſenmitglieder, aus: 
ſchließlich der Lehrliuge auf . laut, 
2. für erwachſene weibliche Kaſſenmit⸗ 
glieder auf e 
3. für männliche Kaſſenmitglieder 


unter 16 Jahren und für Lehr⸗ 
Cr gi 
. für weibliche Kaflen = Mitglieder 
unter 16 Jahren auf . A eee 
Dieſe Sätze bleiben in Geltung, bis ſie durch die 
höhere Verwaltungs⸗Behörde anderweitig feſtgeſtellt wer: 
den. In dieſem Falle ſind die neuen Sätze durch das 


8 11. () Die Kaſſe gewährt ihren Mitgliedern: im § 63 bezeichnete Blatt bekannt zu machen. 


1. für ihre Perſon 
a) eine Kranken = Unterftügung nach Maßgabe 
des N 13, 


oder 
§ 12. (0) Für die Bemeſſung der Höhe des 
Krankengeldes werden die Kaſſen-⸗Mitglieder in 3 Klaſſen 


[b) eine Wöchnerinnen⸗Unterſtützung nach Maß: leingetheilt: () 


gabe des § 19] (0, 

e) ein Sterbegeld nach Maßgabe des § 20, 
für ihre Familien = Angehötigen Unterſtützung im 

Krankheits- und Todesfalle nach Maßgabe des § 21. 
[Die den Mitgliedern hiernach zuſtehenden Forde 
rungen koͤnnen mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet 
noch übertragen, noch gepfändet und nur auf geſchul⸗ 
dete Beiträge aufgerechnet werden.] () 


— 
1 


1. Volljährige Gehülfen [Geſellen, Arbeiter! [und 
die $ 4 Ziffer 3 unter ... aufgeführten Perſonen (). 
I. Klaſſe. 

Minderjährige Gehülfen [Geſellen, Arbeiter] und 
die § 4 Ziffer 3 unter ... aufgeführten Per⸗ 
ſonen. II. Klaſſe. 

3. Lehrlinge, ſowie Kaſſen⸗Mitglieder unter 16 Jah- 

ren (). III. Klaſſe. 


Deer durchſchnittliche Tagelohn iſt bis auf weiteres 

feſtgeſetzt: 

für die E Fee r e e ( ee ek), 

für die II. Klaſſe aunf (. . . Mark), 

ECC (er Sikarır 

Dieſe Sätze bleiben in Geltung, bis fie durch die 
höhere Verwaltungs⸗Behörde anderweitig feſtgeſtellt wer⸗ 
den. In dieſem Falle ſind die neuen Sätze durch das 
im § 63 bezeichnete Blatt bekannt zu machen. 

oder 

§ 12. (e) () [Für die Bemeſſung der Höhe 
des Krankengeldes werden die Kaſſen⸗Mitglieder in (3) 
Klaſſen eingetheilt: 

1. Kaſſen⸗ Mitglieder, deren Arbeitsverdienſt für den 
Arbeitstag... Mark ... Pf. oder mehr beträgt. 
(J. Klaſſe.) 

Kaſſen⸗Mitgliedev, deren Arbeitsverdienſt für den 
Tag... Mark. .. Pf. bis .. Mark ... Pf. 
ausſchſießlich beträgt. (II. Klaſſe.) 

3. Kaſſen⸗Mitglieder, deren Arbeitsverdienſt für den 
Arbeitstag weniger als.. Mark ... Pf. be: 
trägt. (III. Klaſſe.) 

Der durchſchnittliche Tagelohn iſt bis auf weiteres 
ſeſtgeſetzt: 

nf, . . Ce.» Mark), 

für die II. Klaſſe auß e, 

( . . Mark). 


bo 


für die III. Klaſſe auf 

Jedes Kaſſen⸗ Mitglied wird auf Grund feiner 
Anmeldung nach Maßgabe des darin angegebenen Ar⸗ 
beitsverdienſtes durch den Kaſſen⸗Vorſtand einer Klaſſe 
zugetheilt, welche in das für ihn auszuſtellende Quit⸗ 
tungsbuch (§ 36) einzutragen iſt. 

Verſetzungen in eine höhere oder niedrigere Klaſſe 
finden bei verändertem Arbeitsverdienſt, jedoch nur von 
[vier Wochen zu vier Wochen] Vierteljahr zu Viertel⸗ 
jahr] ſtatt. 

Beſchwerden der Mitglieder gegen die Feſtſtellung 
an 8 1 werden von der Aufſichts⸗Behörde entſchieden. 
Ju 8 4 


= 


t 


6. 


b und c geben Beiſpiele, wie eine ſolche 
Klaſſeu⸗Eintheilung vorgenommen werden kann. 
Ob eine dieſer Eintheilungen oder eine andere 
zu wählen, muß nach den Verhältniſſen der 
Kaſſen⸗ Mitglieder beurtheilt werden (vergl. 
§ 20 Abſ. 2 des Geſetzes). e 
Die Feſtſtellung der Durchſchnitts⸗Tageloöhne 
erfolgt in jedem Falle durch die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde, welcher zu dem Ende je nach der 
verſchiedenen Grundlage, welche für die Bemeſſung 
der Höhe des Krankengeldes angenommen werden 
ſoll, die erforderlichen Unterlagen zu unterbreiten 
ſind; und zwar wird letzteres in der Regel zweck⸗ 
mäßig vorgängig und nicht erſt bei Einreichung 
des Kaſſen⸗Statuts zur Genehmigung geſchehen. 


„Fällt aus, wenn die Kaſſe keine weiblichen Mit⸗ 


glieder hat. 


„Gehören der Kaffe auch weibliche Mitglieder an, 


ſo werden dieſelben bei dieſer Art der Klaſſen⸗ 
Eintheilung beſonders zu berückſichtigen ſein. 


. Verden freiwillige Mitglieder auf Grund des § 26 


Abſatz 4 Ziffer 5 des Geſetzes zugelaſſen, ſo 
müſſen dieſe bei der Klaſſen⸗Eintheilung berück⸗ 
ſichtigt werden. 


. Die Bezeichnung „jugendliche Arbeiter“ im § 8 


des Geſetzes muß im Sinne der Gewerbe⸗Ordnung, 
alſo von Arbeitern unter 16 Jahren, verſtanden 
werden. 

Bei dieſer Art der Klaffen » Eintheilung können 
die Klaſſen ſo abgegrenzt werden, daß auch weib⸗ 
liche und jugendliche Mitglieder, ohne beſondere 
Klaſſenbildung für dieſelben, in eine der gebildeten 
Klaſſen eingereiht werden können. Die Zahl und 
Abſtufung der Klaſſen muß untec Berückſichtigung 
der unter den Kaſſen⸗Mitgliedern beſtehenden Ver⸗ 
ſchiedenheiten bemeſſen werden. 


C. Kranken⸗Unterſtützung. 
5 13. Als Kranken⸗Unterſtützung wird gewährt 


1. Grundlage für die Bemeſſung der Höhe des Kran⸗für die Dauer der Krankheit, aber nicht über 13 120. 


kengeldes iſt immer der durchſchnittliche Tagelohn Te, - 


der Kaſſen⸗Mitglieder (nicht wie bei der Gemeinde⸗ 
Krankenverſicherung der ortsübliche Tagelohn 
gewöhnlicher Tage Arbeiter). Der durchſchnitt⸗ 
liche Tagelohn kann aber in zweifacher Weiſe 
feſtgeſtellt werden: 
einmal in der Weiſe, daß ein Durch⸗ 
ſchnittsſatz je für ſämmtliche männliche er: 
wachſene, weibliche erwachſene, männliche jugend⸗ 
liche, weibliche jugendliche Perſonen ohne Be⸗ 
rücksichtigung ſonſtiger Verſchiedenheiten feſt⸗ 
geſtellt wird; bei dieſer Art der Feſtſtellung 
würde der $ 12 die Faſſung unter a zu er⸗ 
halten haben (vergl. § 20 Ziff. 1 des Geſetzes); 
ſodann in der Weiſe, daß die Kaſſen⸗Mit⸗ 
glieder in Klaſſen eingetheilt werden und für 
jede Klaſſe der Durchſchnittsſatz beſonders feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Faſſungen des $ 12 unter 


2 


. |) ) Wochen: 
Vom Beginne der Krankheit ab freie ärztliche Be: 
handlung und Arznei. 


Im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten 


Tage nach dem Tage der Erkrankung ab für jeden 

Arbeitstag die Hälfte () des im § 12 feſtgeſetzten 

Tagelohnes als Krankengeld. 
oder 

[a) für Mitglieder der erſten Klaſſe von 
Mark, 

b) für Mitglieder der zweiten Klaſſe von 
Mark, 

c) für Mitglieder der dritten Klaſſe von... ı 


Pf. () 


. Die Lieferung von Brillen, Bruchbändern und 


ähnlichen Vorrichtungen oder Heilmitteln, welche 
zur Heilung des Erkrankten oder zur Herſtellung 


Zu 8 
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und Erhaltung der Erwerbsfähigkeit nach been⸗ haben, 
zwiſchen demſelben und der letzten Kranken⸗Unterſtützung 
weniger als 13 Wochen liegen, neben den in 8 13 


digtem Heilverfahren erforderlich find. () 
13. 


wird bei Eintritt einer neuen Krankheit, wenn 


1. Die Dauer der Unterſtützung muß auf mindeſtens Ziffer 1 und 3 bezeichneten Leiſtungen nur ein Kranken: 
13 Wochen, kann aber auch auf längere Zeit bis geld im Betrage der Hälfte des durchſchnittlichen Tage⸗ 
zu einem Jahre feſtgeſtellt werden (vergl. Bemer⸗lohnes gezahlt. 


kung 1 zu § 11). 


. Das Krankengeld darf nicht unter der Hälfte 


G 6 Ziff. 2, § 20 Ziff. 1 des Geſetzes) und 
nicht über Dreiviertel ($ 21 Ziff. 2 des Geſetzes) 
des durchſchnittlichen Tagelohnes betragen. Es 
kann durch Angabe der Quote des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelohnes, aber auch der Geldſätze für jede 
Klaſſe feſtgeſetzt werden. Erſteres hat den Vorzug, 
daß bei eintretender Aenderung der Tagelohnſätze 


LI 


16. 


„Vergl. § 26 Abſatz 4 Ziffer 3 des Geſetzes. Die 


Beſtimmung hat nur dann eine Bedeutung, wenn 
das Krankengeld den Mindeſtbetrag überſchreitet. 


Hier iſt dieſelbe Zahl von Wochen einzurücken, 


welche im § 13 gewählt iſt. ; 
§ 17.) Mitgliedern, welche ſich eine Krank⸗ 


heit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Betheiligung au 
Schlägereien oder Naufhändeln, durch Trunkfälligkeit 


die Aenderung der Krankengeldſätze ſich von jelbit|over geſchlechtliche Ausſchweifungen zugezogen haben, 
ergiebt; letzteres ermöglicht jedem Mitgliede, die wird ein Krankengeld nicht! uw im Betrage von 


Höhe ſeines Krankengeldes ohne Rechnung zu er⸗ 
kennen. 


Sollen auf Grund des § 21 Ziffer 2 des Ge 


ſetzes noch weitere Heilmittel gewährt werden, ſo 
ſind dieſelben hier anzuführen. 
§ 14. () An die Stelle der im § 13 unter 


1 und 2 bezeichneten Unterſtützungen tritt auf Antrag 


des Kaſſenarztes und] Verfügung 


Kur und Verpflegung in [dem ſtädtiſchen Krankenhauſe 
feinen Krankenhauſe. 
Für ſolche Kaſſen⸗ Mitglieder, welche verheirathet den vollen Vetrag ihres durchſchnittlichen täglichen Ar⸗ 


oder Glieder einer Familie ſind, kann die Unter 


(. .. Pf.) IC) gewährt. 
Bus 17. 
1. Vergl. 8 26 Abſatz 4 Ziffer 2 des Geſetzes. 
2. Soll in den fraglichen Fällen das Kraukengeld 


nicht völlig entzogen werden, ſo iſt hier der Be⸗ 
trag einzuſtellen, welcher gewährt werden ſoll. 
F 18. () [Mitgliedern, welche gleichzeitig ander⸗ 


des Vorſtandes freie weit gegen Krankheit verſichert ſind, wird das Kranken⸗ 
geld ſoweit gekürzt, daß es zuſammen mit der aus der 
anderweiten Verſicherung bezogenen Kranken⸗Unterſtützung 


bringungſbeitsverdienſtes () nicht (nicht mehr als um über⸗ 


in einem Krankenhauſe ohne ihre Zuſtimmung nur dann ſteigt!]. 


angeordnet werden, wenn nach der Erklärung des Kaf 


Arztes die Art dev Krankheit Anforderungen an die Bes 
handlung oder Verpflegung ſtellt, welchen in der Fa⸗ 
milie des Erkrankten nicht genügt werden kann. 


Die in einem Krankenhauſe Untergebrachten er⸗ 


halten, wenn ſie Angehörige haben, deren Unterhalt ſie 
bisher aus ihrem Arbeitsverdienſt beſtritten haben, die 
Hälfte [anderenfalls ein Zehntel] () des im $ 13 unter 
2 feſtgeſetzten Krankengeldes. 

4 


Zu 8 
1. 


1 


14. 

Der 8 7 des Geſetzes gilt nach § 20 Ziffer 1 
daſelbſt auch für Orts⸗Krankenkaſſen. Die Auf 
nahme der Beſtimmung empfiehlt ſich nur da, wo 
ein Krankenhaus zur Benutzung offen ſteht. 


Vergl. § 21 Ziffer 3 des Geſetzes: es kann in 


dieſem Falle bis zu einem Achtel des Kranken⸗ 
geldes gewährt werden. 
5 15.) Den auf Grund des § 8 Abſatz 1 


der Kaſſe angehörenden Mitgliedern, welche ſich nicht 
im Bezirke der Gemeinde N. aufhalten, wird das Kranken 
geld im anderthalbfachen Betrage der nach $ 13 Ziff. 2 der Entbindung für die erſten [drei] () Wochen nach 


ſeſtgeſtellten Sätze, unter Wegfall der in 8 13 Ziff. derſelben das Krankengeld (“) gewährt. 
welche während der Dauer des Wochenbetts eintreten, 


und 3 bezeichneten Leiſtungen, gewährt. 


Zu 8 
1; 


12 
Vergl. § 27 Abſatz 3 des Geſetzes. 


§ 16.() [Für Mitglieder, welche die Kranken Zu 


Unterſtützung ununterbrochen oder im Laufe eines Ka 
lenderjahres für 13 (20, 26 ꝛc.) Wochen (*) bezogen 


ſen⸗ Zu § 18. 
1. Dieſe Beſtimmung gilt ohne Aufnahme in das 


Statut kraft § 26 Abſatz 3 des Geſetzes. Das 
Statut kann aber beſtimmen, daß die fragliche 
Kürzung gar nicht oder nicht in vollem Maße 
eintreten ſoll. Dies kann z. B. durch Einſchie⸗ 
bung der Worte: „nicht mehr als um ein Viertel 
(oder eine andere Quote)“ vor „überſteigt“ am 
Schluſſe geſchehen. 


„Das Geſetz lautet: „ihres durchſchnittlichen Tage⸗ 


lohnes;“ darunter iſt nicht der allgemeine oder 
klaſſenweiſe feſtgeſetzte Durchſchnitts ⸗Tagelohn, 
ſondern der Durchſchnitt des von dem betreffenden 
Mitgliede wirklich verdienten Tagelohnes zu ver⸗ 
ſtehen. Um dies außer Zweifel zu Stellen, iſt der 
Ausdruck „ihres durchſchnittlichen täglichen Arbeits- 
verdienſtes“ gewählt. 


D. Unterſtützung für Wöchnerinnen. 


§ 19. () [Weiblichen Mitgiedern wird im Falle 


Erkrankungen, 


begründen denſelben Anſpruch auf Unterſtützung wie 
andere Erkrankungen. 

$ 19. 

1. Fällt aus für Kaſſen, welchen weibliche Mitglieder 


nicht angehören. 


ET aa 


2. Die Dauer der Unterſtützung kann nach § 21 welche Kaſſen Aerzte annehmen und mit dieſen 
Ziffer 4 des Geſetzes bis zu ſechs Wochen feſt⸗ Honorar ⸗Verträge abſchließen, die Gewährung der 
geſetzt werden. 0 a Unterſtützung unter Ziffer 1 des Paragraphen fein. 

3. Die Beſtimmung hat nur Bedeutung im dem Falle, 0 h 5 2 1 5 
wo das Wochenbelt normal, alſo 1 Erkrankung G. Beginn 1 Unterſtützungs 
der Wöchnerin verläuft. Demnach kann Gewäh⸗ ane 
rung freier ärztlicher Behandlung und Arznei nicht § 22. () Das Recht auf die Unterſtützung bes 
in Frage kommen. ginnt für diejenigen, welche der Kaſſe auf Grund des 

B. Sterbegeld. § 2 angehören, mit dem Tage des Beginns der Mit⸗ 


gliedſchaft. In Unterſtützungsfällen, welche innerhalb 
3 20. Für den Todesfall eines Mitgliedes ge- der erſten [ſechs! Wochen der Mitgliedſchaft eintreten, 


währt die Kaffe den Hinterbliebenen ein Sterbegeld im wird die Kranken⸗Unterſtützung nur bis zur Dauer 


Betrage (') von 13 Wochen, das Krankengeld nur im Betrage von 

1. für männliche erwachſene Mitglieder von . Mark, das Sterbegeld nur im Betrage von... 
Mark, Mark gewährt.] (5 

2. für weibliche erwachſene Mitglieder von Diejenigen, welche auf Grund des § 4 Mitglieder 
Mark, der Kaffe werden, () haben [für eine bereits zur Zeit 

3. für männliche Mitglieder unter 16 Jahren undlihrer Anmeldung eingetretene Krankheit keinen Anſpruch 

für Lehrlinge .. „„ Mark, auf Unterſtützung! (), [feinen Unterſtützungs⸗Anſpruch, 

4. für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren .. . wenn der Unterſtützungsfall eintritt, bevor ſſechs] Wochen 
Mark. ſeit ihrer Anmeldung verſtrichen ſind. 

Zu § 20. Zu $ 22. 

1. Das Sterbegeld iſt für alle Mitglieder nicht auf . Vergl. § 26 Abſatz 1 und 2 des Geſetzes. 
Grund des durchſehnittlichen Tagelohnes, ſon 2. Fällt fort, wenn die Kaſſe überhaupt nur die 
dern auf Grund des in Gemäßheit des § 8 des Mindeſtleiſtungen gewährt. Ob die Beſchränkung 
Geſetzes von der höheren Verwaltungs Vehörde überhaupt und ob ſie für volle ſechs Wochen oder 
für den betreffenden Gemeinde⸗Bezirk feſtgeſtellten weniger eintreten ſoll, iſt freigeſtellt. 
ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tage- 3. Vergl. § 19 Abſatz 3 des Geſetzes. 

Arbeiter zu bemeſſen. Es darf nicht unter den 4. Soll für Mitglieder der fraglichen Art auf Grund 

Zwanzigſachen (vergl. 8 20 Ziff. 3 des Ge: des § 26 Abſatz 4 Ziffer 4 des Geſetzes eine 

ſetzes) und nicht über dem Vierzigfachen (vergl. Karenzzeit eingeführt werden, ſo ſind ſtatt der 

§ 21 Ziff. 6 des Geſetzes) dieſes Betrages feſt⸗ Worte in der erſten Klammer die in der zweiten 
geſetzt werden. Beträgt alſo der ortsübliche Tage⸗ zu wählen. 

lohn z. B. 1,50 Mark, ſo iſt mindeſtens der Be⸗ $ 23. Mitgliedern, welche bei ihrem Ausſcheiden 

trag von 30 Mark und höchſtens der Betrag vonſaus der Kaſſe erwerbslos ſind, verbleibt der Anſpruch 

60 Mark einzuſtellen. auf duden die ee und Sterbegeld für ihre Per⸗ 

4 Ken EN 1700 ſon, wenn die Erkrankung oder der Todesfall während 

F. Unterſtützung für Familien-Augehörige. der Erwerbsloſigkeit und innerhalb dreier Wochen nach 

§ 21.0) Für die in ihrem Haushalte lebenden dem Ausſcheiden eintritt. Mitgliedern, welche der 

Familien⸗Angehörigen, welche nicht ſelbſt einer Kranken- Kaſſe erſt kürzere Zeit als drei Wochen angehört haben, 

kaſſe oder der Gemeinde⸗Kraukenverſicherung angehören, ſteht dieſer Anſpruch nur zu, wenn der Unterſtützungs⸗ 

wird den Kaſſen⸗Mitgliedern gewährt: jall innerhalb eines die Dauer der Mitgliedſchaft nicht 

J. Jui Falle der Erkrankung freie ärztliche Behand⸗überſchreitenden Zeitraums nach dem Ausſcheiden ein⸗ 
lung und Arzenei für die Dauer der Krankheit, tritt. („) 
höchſtens jedoch für ... Wochen. In Fällen dieſer Art wird die Kranken⸗Unter⸗ 

2. Im Todesfalle der Chefrau oder eines Kindes ſſtützung nur bis zur Dauer von 13 Wochen, das 
unter [14] Jahren ein Sterbegeld im Betrage Krankengeld nur im Betrage von ... Mark, das 
von. .. Mark für die erſtere, im Betrage von Sterbegeld nur im Betrage von ... Mark gewährt.] (2) 

Mark für das letztere. Zu § 23. 

3. Im Falle der Entbindung der Ehefrau für diel 1. Der Sinn der Beſtimmung des § 28 des Ge: 
erſten (drei) Wochen nach derſelben eine Unter⸗ ſetzes geht nicht dahin, daß die Kranken⸗Unter⸗ 
ſtützung von .. . . Mark täglich. ſtützung uur für die Dauer von drei Wochen 

n oder bei kürzerer Mitgliedſchaft für einen noch 
Ob dieſe Unterſtützungen oder ob die eine oder kürzeren Zeitraum zu gewähren iſt, ſondern da⸗ 
die andere derſelben von vornherein gewährt hin, daß ſie für die volle Mindeſtdauer und im 
werden ſollen, bleibt der Erwägung im einzelnen Mindeſtbetrage geleiſtet werden muß, wenn die 
Falle überlaſſen (ogl. § 21 Jiff. 5 und 7 des Erkrankung innerhalb der drei Wochen oder ein⸗ 


Geſetzes). Am unbedenklichſten wird für Kaſſen, tretendenfalls des kürzeren Zeitraums eintritt. 
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Es erſcheint zweckmäßig, dies durch die Faſſung 
außer Zweifel zu ſtellen. 

2. Fällt aus, wenn die Kaſſe überhaupt nur die 
Mindeſtleiſtungen gewährt. 

3. Erwerbsloſe dieſer Art zahlen keine Beiträge und 
haben keine Stimmrechte. 


H. Leiſtung der Unterſtützungen. 


§ 24. Die ärztliche Behandlung der erkrankten 
Mitglieder erfolgt, ſoweit dieſe nicht in ein Kranken⸗ 
haus aufgenommen find, durch den Kaſſenarzt. Koſten, 
welche durch Zuziehung eines anderen Arztes erwachſen, 
werden von der Kaſſe nur erſetzt, wenn die Zuziehung 
auf Anordnung oder mit Genehmigung des Vorſtandes 
oder bei Gefahr im Verzuge erfolgt iſt. 

Arznei⸗ und ſonſtige Heilmittel werden den Mit⸗ 
gliedern auf Anordnung des Kaſſen⸗Arztes nach näherer 
vom Vorſtande zu treffender Regelung verabfolgt. (“) 
Zu § 24. 

1. Die Verabfolgung der Arzneien wird in der Regel 
am zweckmäßigſten ſo geordnet werden, daß die 
vom Kaſſen Arzte zu verſchreibenden Rezepte mit 
der Angabe, daß ſie für ein Kaſſen⸗Mitglied be⸗ 
ſtimmt ſeien (etwa durch Stempel) auf die (eine 
oder mehrere) Apotheken, mit welchen die Kaſſe 
Lieferungs⸗ Verträge abgeſchloſſen hat, ausgeſtellt 
und von Zeit zu Zeit auf Nechnung bezahlt 
werden. 
§ 25. () Die Auszahlung des Krankengeldes 

erfolgt an [jeden Sonnabend für die abgelaufene 
Woche] (*) gegen Einlieferung eines vom Kaſſen Arzte 
auszuſtellenden Krankenſcheins, in welchem die Zahl der 
Wochentage, während welcher der Erkrankte erwerbs⸗ 
unfähig war, angegeben ſein muß. 

In dem erſtmalig einzureichenden Krankenſcheine 
iſt außerdem der Tag des Beginns der Krankheit, in 
dem letzten der Tag des Wiedereintritts der Erwerbs⸗ 
fähigkeit angegeben. 

Für erkrankte Mitglieder, welche in ein Kranken⸗ 
haus aufgenommen ſind, erfolgt die Ausſtellung der 
Krankenſcheine durch den Krankenhaus⸗Arzt. 

Für Mitglieder, welche der Kaſſe auf Grund des 
§ 8 angehören (5) und ſich nicht im Gemeindebezirke N. 
aufhalten, müffen die Krankenſcheine von einem appro⸗ 
birten Arzte ausgeſtellt und von der Gemeinde⸗Behörde 
beglaubigt ſein. Dem erſtmaligen Krankenſcheine iſt 
eine Beſcheinigung der Gemeinde⸗Behörde des Aufent⸗ 
haltsortes darüber beizufügen, daß der Erkrankte nicht 
vermöge ſeiner derzeitigen Beſchäftigung geſetzlich einer 
anderen Krankenkaſſe angehört oder thatſächlich einer 
ſolchen beigetreten iſt. (“) 

Zu § 25. ; 

1. Wenn es nach den örtlichen Verhältniſſen des 
Bezirks der Kaſſe nicht thunlich erſcheint, die Be⸗ 
zahlung des Krankengeldes ſtets von der Bei⸗ 
bringung eines vom Kaſſen-Arzt ausgeſtellten 
Krankenſcheines abhängig zu machen, wenn es 
ſich namentlich wegen der Höhe der Koſten der 


Beiziehung eines nicht am Orte wohnenden Arztes 
empfiehlt, nicht bei allen Erkrankungen ohne 
Ausnahme die ärztliche Behandlung zur Bedin⸗ 
gung der Bezahlung des Krankengeldes zu machen, 
ſo kann der erforderliche Schutz der Kaſſe gegen 
Uebervortheilungen durch Simulationen 2c. dadurch 
beſchafft werden, daß die ſofortige Anzeige der 
Erkrankungen und der Wiedergeneſung an den 
Vorſtand oder den örtlichen Kranken⸗Kontroleur 
im Statut angeordnet und für die jedesmalige 
genane Uebung der Kranken⸗Kontrole durch die 
zu beſtellenden Kontroleure geſorgt wird. 

Auch iſt namentlich bei derartigen örtlichen 
Verhältniſſen zu erwägen, ob es ſich nicht em⸗ 
pfiehlt, die Auszahlung des Krankengeldes nur 
auf jedesmalige, nach vorausgegangener Kognition 
über den Anſpruch erfolgte Anweiſung ſeitens 
des Vorſtandes erfolgen zu laſſen. 


. Ob die Auszahlung des Krankengeldes auf dieſe 


oder eine andere Art zu regeln iſt, wird unter 
Berückſichtigung der örtlichen Verhaltniſſe, des 
Umfangs der Kaffe ꝛc. zu erwägen ſein. 


. Die Zahlung muß nach $ 6 letzter Abſatz des 


Geſetzes wöchentlich postnumerando erfolgen. An 
welchem Wochentage ſie erfolgen ſoll, iſt nach den 
Umſtänden zu ermeſſen. 


„Vergl. § 27 Abſatz 4 des Geſetzes. 
„Iſt der Erkrankte kraft Geſetzes Mitglied einer 


anderen Krankenkaſſe geworden, ſo hört ſein 
Recht, Mitglied der bisherigen Kaſſe zu bleiben, 
auf; iſt er freiwillig Mitglied einer anderen 
Kaſſe geworden, ſo finden die Beſtimmungen über 
Doppelverſicherung Anwendung. 

8 26. Hat der Kaſſen⸗Arzt Grund zu der 


Annalme, daß einer der im § 17 bezeichneten Falle 
vorliegt, jo iſt dies in dem Krankenſchein zu vermerken. ()] 
Zu § 26 

1. 


Es erſcheint rathſam, falls 8 17 Aufnahme fin⸗ 
det, für die Konſtatirung dieſer Thatſache Vor⸗ 
ſorge zu treffen, da der Vorſtand in ſolchem Falle 
über die Auszahlung zu entſcheiden hat. 

§ 27. () Die Unterſtützung für Wöchnerinnen 


wird erſtmalig an dem auf die Entbindung folgenden 
Sonnabend gegen Einlieferung einer Beſcheinigung des 
Standesamts über die Eintragung des Geburtsfalles 
und demnächſt an jedem folgenden Sonnabend für die 
abgelaufene Woche gezahlt. 

Zu § 27. 

le 


Fällt aus, wenn der Kaſſe weibliche Mitglieder 
nicht angehören, und Wöchnerinnen⸗Unterſtützung 
für Ehefrauen von Mitgliedern nicht gewährt wird. 
§ 28. Das Sterbegeld für ein verſtorbenes 


Mitglied wird gegen Einlieferung des ſtandesamtlichen 
Todtenſcheins an [die Wittwe] [den hinterbliebenen 
Ehegatten] (5) deſſelben oder, falls einſe] ſolcheſ r] nicht 
vorhanden, denjenegen Hinterbliebenen ausgezahlt, welche 
das Begräbniß zu bewirken haben. 


Sind ſolche Hinterbliebene nicht vorhanden, ſo 
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werden die Koſten der Beerdigung bis zum Betrage des 
Sterbegeldes aus der Kaſſe beſtritten oder denjenigen, 
welche dieſelben beſtritten haben, erſtattet. Das Sterbe⸗ 
geld für die Ehefrau oder das Kind eines Mitgliedes 
wird dieſem gegen Einlieferung des ſtandesamtlichen 
Todtenſcheins ausgezahlt. (2) 

Zu § 28. 


1. Die zweite Klammer iſt zu wählen, wenn der 
Kaſſe auch weibliche Mitglieder angehören. 
2. Fällt aus, wenn Sterbegelder für Familien⸗An⸗ 
gehörige nicht gewährt werden. 
IV. Beiträge. 


A. Eintrittsgeld. 
5 29. Diejenigen, welche Mitglieder der Kaſſe 
werden, haben ein mit dem erſten Wochenbeitrage fälli⸗ 
ges Eintrittsgeld von Mark () zu zahlen. 
Befreit vom Eintrittsgelde ſind 
1. diejenigen, welche bei der Begründung der Kaffe 
oder innerhalb der erſten ... Monate nach der: 
ſelben Mitglieder werden, () 

„diejenigen, welche nachweiſen, daß fie innerhalb 
der letzten dreizehn Wochen vor ihrem Eintritt in 
die Kaſſe einer anderen Kranken⸗Kaſſe angehört 
haben, oder Beiträge zur Gemeinde⸗Krankenver⸗ 
ſicherung geleiftet haben. (*) 

Zu 8 29. 

1. Das Eintrittsgeld darf die Höhe eines ſechs⸗ 
wöchentlichen Beitrags nicht überſteigen (vergl. 
§ 26, Abſ. 2 des Geſetzes). Bis zu dieſer Grenze 
kann es beliebig, auch für die verſchiedenen 
Mitglieder⸗Klaſſen verſchieden feſtgeſtellt werden. 

. Diefe Befreiung wird ſich namentlich da empfehlen, 
wo auf den Zutritt freiwilliger Mitglieder ge⸗ 
rechnet wird. 

3. Diele Befreiung iſt geſetzlich (vergl. 
Satz 2). 


[Se] 


B. Fortlaufende Beiträge. 
8 30. () Die wöchentlichen Kaſſen Beiträge 
betragen: () 
1. für erwachſene männliche Kaſſen⸗Mit⸗ 


glieder, ausſchließlich der Lehrlinge .. Pf., 
2. für erwachſene weibliche Kaſſen⸗Mit⸗ 
glieder A 


3. für männliche Kaſſen⸗Mitglieder unter 
16 Jahren und für Lehrlingne „ 
14. für weibliche Kaſſen⸗Mitglieder unter 

N 
oder 

11. für Mitglieder der erſten Klaſſe. . „ 

2. für Mitglieder der zweiten Klaſſe . „ 

3, für Mitglieder der dritten Klaſſe 
Zu 8 30. 


1. Es iſt rathſam, zunächſt den vollen Kaſſen⸗Vei⸗ 


trag für das Mitglied ſeſtzuſtellen und demnächſt 


die Beſtimmung über die Art der Einzahlung ben 
und des von den Arbeitgebern aus eigenen Mit⸗ gemeldete Mitglied 


—— 


teln zu leiſtenden Theiles folgen zu lafſen, da⸗ 
mit die Höhe des Beitrags derjenigen Mitglieder, 
für welche Zuſchüſſe von den Arbeitgebern nicht 
zu leiſten find, außer Zweifel geſtellt wird. 

. Die Beiträge müſſen in Prozenten des durch⸗ 
ſchnittlichen Tagelohnes, nach welchem die Be⸗ 
meſſung des Krankengeldes erfolgt, bemeſſen wer⸗ 
den. Ihre Höhe kann auch in dieſer Form (An⸗ 
gabe eines Prozentſatzes vom durchſchnittlichen 
Tagelohn) im Statut feſtgeſtellt werden. Für 
die Mitglieder wird es aber erwünſcht ſein, wenn 
ſie die Höhe ihres Beitrags in beſtimmten Zif⸗ 
fern, für die Woche (6 Arbeitstage) berechnet, 
aus dem Statut erſehen können. 

3. Drei Prozent der durchſchnittlichen Tagelöhne 
ſind der nach § 31 Abſatz 1 des Geſetzes für 
den Anfang zuläſſige Höchſtbetrag. Ob es er⸗ 
forderlich und rathſam iſt, ſofort bis zu dieſem 
Höchſtbetrage zu gehen, wird nach den Erfahrun⸗ 
gen bereits längere Zeit beſtehender Kranken⸗ 
Kaſſen zu beurtheilen ſein. Für Kaſſen, welche 
ſich zunächſt auf die Mindeſtleiſtungen beſchränken, 
und für Arbeiter⸗Klaſſen mit nicht ungewöhnlicher 
Krankheits⸗Gefahr beſtimmt ſind, läßt ſich nach 
den in den Motiven zu SS 9 und 10 des Ge⸗ 
jeß: Entwurfs (Reichstags⸗Druckſ. 1882 Nr. 14 
S. 34) gegebenen Erörterungen mit einiger 
Sicherheit annehmen, daß der Höchſtbetrag der 
Beiträge nicht erforderlich iſt. Unter allen Um⸗ 
ſtänden iſt es rathſam, die Beiträge womöglich 
ſo feſtzuſtelleu, daß fie auch für den einzelnen 

Arbeitstag durch drei theilbar find, um die Abe . 
rechnung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern zu 
erleichtern. 5 i 0 
31. Die Beiträge [find an jedem Montage 


N 


8 
§ 26 Abſ. 1 für die beginnende Woche einzuzahlen] (') (werden an 
jedem Montage für die beginnende Woche vom Kaſſen⸗ 


Boten auf Grund einer vom Kaſſenführer aufgeſtellten 
Hebeliſte abgeholt]. () 
Für diejenigen, welche im Laufe einer Woche 
Mitglieder der Kaſſe werden, iſt der auf dieſe Woche 
entfallende, tageweiſe zu berechnende Beitrag mit dem 
erſten vollen Wochen⸗Beitrage zu entrichten. 
Zu § 31. 
1. Die Zahlungs Perioden werden den üblichen 
Lohnzahlungs⸗ Perioden anzupaſſen, oder, falls 
dies zur Erleichterung der Einkaſſirung rathſam 
erſcheint, noch länger zu bemeſſen ſein. 
2. Dieſe Beſtimmung wird meiſtens erheblich dazu 
beitragen, die Zahl der Rückſtände zu vermindern. 
8 32.0) Für diejenigen Kaſſen⸗ Mitglieder, 
welche der Kalle auf Grund des § 2 angehören, haben 


„.) deren Arbeitgeber die Beiträge einzuzahlen, und zwar 


ein Drittel derſelben aus eigenen Mitteln, 
zwei Drittel vorſchußweiſe für die von ihnen be⸗ 
ſchäftigten Kaſſen⸗Mitglieder. 
Sie haben dieſe Beiträge für jedes von ihnen an⸗ 
ſo lange zu zahlen, bis die vor⸗ 
2 
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ſchriftsmäßige Abmeldung erfolgt iſt. Scheidet ein ab⸗ 
gemeldetes Mitglied innerhalb [einer Woche] (2) aus, 
für welche der Beitrag bereits gezahlt iſt, ſo iſt der 
letztere für die Tage nach der Ausſcheidung zurückzu⸗ 
zahlen. 
Zu § 32. 
1. Vergl. § 51 und $ 52 Abſatz 1 des Geſetzes. 
2. 9 8 iſt die ende end 
33. () Die Arbeitgeber find berechtigt, den 
von ihnen beſchäftigten Arbeitern die Beiträge, welche Zuſammenſetzung und Wahl. 
fie vorſchüſſig für dieſelben entrichtet haben, bei jeder 8 38. ()() Der Vorſtand beſteht zunächſt aus 
regelmäßigen Lohnzahlung mit dem Betrage in Abzug 6 (9, 12 2c. () Mitgliedern. 
zu bringen, welcher auf die Zeit entfällt, für welche der Die Wahl derſelben erfolgt durch die General⸗ 
Lohn gezahlt wird. Verfammlung (vergl. § 49) in der Weiſe, daß in ge⸗ 
Zu $ 33. trennter Wahlverſammlung 4 I 8] Mitglieder von 
1. Vergl. 8 53 des Geſetzes. den in der General⸗Verſammlung ſtimmberechtigten Kaſſen⸗ 
§ 34. Diejenigen Mitglieder, welche der Kaſſe Mitgliedern aus ihrer Mitte () und 2 [3, 4] von den 
auf Grund des § 4 oder des § 8 () angehören, haben der General⸗Verſammlung angehörenden Arbeitgebern 
die vollen Wochen⸗Beiträge ſelbſt zum Fälligkeits⸗Termin gewählt werden. 
an die Kaffe einzuzahlen oder koſtenlos einzuſenden. [Mit Ausnahme der erſtmaligen Wahl können 
Zu § 34. Kaſſen⸗Mitglieder zu Mitgliedern des Vorſtandes nur 
1. Vergl. 8 27 Abſatz 1, 2, 4 des Geſetzes. gewählt werden, wenn fie der Kaffe bereits [ein Jahr 
§ 35. Für die Zeit der durch Krankheit herbei⸗ lang! angehören ]“) 
geführten Erwerbsunfähigkeit werden Beiträge nicht ge⸗ Die Wahl kann durch Akklamation(“) vorgenommen 
zahlt. ae ann von keinem der Stimmberech⸗ 
4 h tigten Widerſpruch erhoben wird. Anderenfalls wird 
C. Quittungsbücher. die Wahl durch Stimmzettel in einem Wahlgange (*) 
9 36. Für jedes Kaſſen⸗Mitglied wird ein in der Weiſe vorgenommen, daß jeder Stimmberechtigte 
Quittungsbuch [mit einem Abdruck dieſes Statuts] () ſoviel Namen auf einen Stimmzettel ſchreibt, wie Mit⸗ 
ausgefertigt, welches eine Angabe über die Höhe der glieder zu wählen ſind. 
Beiträge und der eintretendenfalls zu gewährenden Unter⸗ Gewählt ſind diejenigen, auf welche die meiſten 
ſtützungen enthält. Stimmen gefallen ſind. (“) Stimmen, welche auf nicht 
Dasſelbe wird bei der erſten Beitragszahlung, ſo⸗ Wählbare fallen oder den Gewählten nicht deutlich be⸗ 
fern dieſelbe durch den Arbeitgeber erfolgt, dieſem, andern⸗ zeichnen, werden nicht mitgezählt. 
falls dem Kaſſen⸗Mitgliede eingehändigt. Unter denjenigen, welche eine gleiche Stimmenzahl 
Jede Beitragszahlung iſt in dem Quittungsbuche erhalten, enticheidet das Loos, welches von dem die Wahl 
[durch den Rechnungs⸗ und Kaflenführer] [durch den Leitenden gezogen wird. 
Kaſſen⸗Boten] zu quittiren. Dieſe Quittung iſt für die Die Wahl wird im Auftrage des Vorſtandes für 
Kaſſe verbindlich. die Kaſſen⸗ Mitglieder von einem dieſen angehörenden, 
Kaſſen⸗Mitgliedern, für welche die Einzahlung der für die Arbeitgeber von einem dieſen angehörenden 
Beiträge durch den Arbeitgeber erfolgt, iſt das Quit⸗Mitgliede des Vorſtandes() unter Aſſiſtenz zweier von 
tungsbuch bei jeder Lohnzahlung zur Einſicht vorzu⸗ ihm zu berufender Mitglieder der Wahlverſammlung 
legen () und beim Ausſcheiden aus der Beſchäftigungſgeleitet. Das erſte Mal und in Fällen, wo ein Vor⸗ 
einzuhändigen. () ſtand nicht vorhanden iſt, tritt an die Stelle des Vor⸗ 
Zu § 36. ſtands⸗Mitgliedes ein Beauftragter der Aufſichts⸗Behörde. 
1. Für alle größeren Kaſſen iſt es rathſam, jedes Ueber die Wahl iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
Quittungsbuch mit einem Abdruck des Statuts welches von dem Wahlleitenden und den Veiſitzern zu 
oder eines Auszugs aus demſelben zu verſehen, unterzeichnen iſt. 
welcher die für die Kaſſen⸗ Mitglieder wichtigen Zu § 38. 
Beſtimmungen wiedergiebt. 1. Für die Bildung des Vorſtandes iſt Folgendes zu 
2. So lange der Arbeitgeber für die Zahlung der beachten: 
Beiträge verhaftet ift, wird ihm auch die Auf⸗ a) den Arbeitgebern ſteht ein Anſpruch auf Ver⸗ 
bewahrung des Quittungsbuches einzuräumen ſein. tretung im Vorſtande zu, welche nach dem Ver⸗ 
Die Gewährung der Einſicht iſt nothwendig, um hältniß der von ihnen aus eigenen Mitteln zu 
dem Mitgliede die Kontrole der Lohnabzüge zu zahlenden Beiträge zu bemeſſen iſt und nicht 
ermöglichen. mehr als / der Stimmen ausmachen darf; 
3. Zweckmäßig, um dem Ausſcheidenden gegenüber b) der Vorſtand muß von der General⸗Verſamm⸗ 
eine Kaſſe, welcher er ſpäter beitritt, auf einfache lung gewählt fein und zwar fo, daß Kaſſen⸗ 


u. 


Weiſe den nach § 26 Abſatz 1 des Geſetzes er⸗ 
forderlichen Nachweis zu ermöglichen. 


V. Verwaltung der Kaſſe. 
§ 37. Die Angelegenheiten der Kaffe werden 
durch den Vorſtand und die General⸗Verſammlung ver⸗ 


waltet. 
A. Kaſſen⸗Vorſtand. 
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Mitglieder und Arbeitgeber ihre Vertreter jeder 
für ſich wählen; 

c) die Vertreter der Kaſſen⸗Mitglieder müſſen aus 
der Mitte derſelben gewählt werden; die Arbeit⸗ 
geber können auch andere Perſonen, z. B. Be⸗ 
triebs⸗Beamte oder Kaſſen⸗Mitglieder zu ihren 
Vertretern wählen; 

A) die Arbeitgeber können auf die Vertretung im 
Vorſtande verzichten. 

So lange der Kaſſe nur Mitglieder angehören, für 

welche deren Arbeitgeber Beiträge aus eigenen Mit⸗ 

teln leiſten, iſt den Arbeitgebern / der Stimmen 

im Vorſtande einzuräumen. Dies wird anfangs 

ſtets der Fall ſein, da Mitglieder, welche auf 

Grund der §§ 4 und 8 des Statuts der Kaffe 

angehören, erſt nach der Konſtituirung der Kaſſe 

nach und nach entſtehen werden. Die Zahl der 

Vorſtands⸗Mitglieder wird demnach zunäͤchſt auf 

eine durch drei theilbare feſtzuſetzen und zu / 

und '/, auf Kaſſen⸗Mitglieder und Arbeitgeber zu 
vertheilen ſein. Für den Fall, daß durch Hinzu⸗ 
tritt von Mitgliedern, für welche Beiträge von 

Arbeitgebern nicht gezahlt werden, die Summe der 

für Rechnung der Kaſſen⸗Mitglieder gezahlten Bei⸗ 

träge die Summe der von Arbeitgebern aus eigenen 

Mitteln gezahlten Beiträge um mehr als das 

Doppelte überſteigt, muß Vorſorge getroffen werden, 

daß das Verhältniß der Zahl der im Vorſtande 

ſitzenden Kaſſen⸗ Mitglieder entſprechend geändert 
wird. Dies kann ebenſowohl durch Minderung 
der Zahl der Arbeitgeber wie durch Vermehrung 
der Zahl der Hafen = Mitglieder geſchehen. Aus 
der geſetzlichen Beſtimmung wird aber nicht zu 
folgern ſein, daß jede Veränderung des Verhält⸗ 
niſſes der Beiträge, welche im Laufe einer Wahl⸗ 
periode eintritt, auch ſofort eine veränderte Zu⸗ 
ſammenſetzung des Vorſtandes zur Folge haben 
müßte, da dies unausführbar ſein und zu fort⸗ 
währenden Zweifeln über die Gültigkeit der DBe- 
ſchlüſſe des Vorſtandes führen würde. 
lichen Beſtimmung wird vielmehr Genüge geſchehen, 


Wahl geregelt, und im § 40 ein möͤglichſt elite 
facher Modus für eine etwa nothwendige Berich⸗ 
tigung des Verhältniſſes der beiderſeitigen Ver⸗ 
tretung in der Weiſe hergeſtellt, daß die Zahl der 
Vertreter der Kaſſen⸗Mitglieder erforderlichenfalls 
entſprechend vermehrt und bei wieder eintretender 
Verminderung der für Rechnung der Kaſſen⸗Mit⸗ 
glieder eingezahlten Beiträge auf Anforderung der 
Arbeitgeber entſprechend vermindert werden muß. 


Die Zahl iſt nach dem Umfang der Kaſſe höher 


oder niedriger, aber ſo zu bemeſſen, daß ſie durch 
drei theilbar iſt. 


. Bei Kaſſen, welche für verſchiedene Gewerbszweige 


errichtet werden, kann, wenn darauf Werth gelegt 
wird, auch beſtimmt werden, daß je ein Mitglied 
oder mehrere aus der Zahl der den einzelnen Ge⸗ 
werbszweigen angehörenden Kaſſen⸗Mitgliedern ge⸗ 
wählt werden müſſen. 


Ob eine ſolche Beſtimmung zweckmäßig und durch⸗ 


führbar erſcheint, iſt nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen zu beurtheilen. 


Die Akklamation, welche geſetzlich nicht aus⸗ 


geſchloſſen iſt, wird, wenn überhaupt, nur dann 
zuzulaſſen ſein, wenn ſie widerſpruchslos erfolgt. 


Es kann auch für jedes zu wählende Mitglied ein 


beſonderer Wahlgang angeordnet werden. Dies 
wird geſchehen müſſen, wenn die unter 4 erwähnte 
Beſtimmung getroffen wird. 


Alſo Wahl mit relativer Mehrheit; ſoll die Wahl 


auf abſoluter Mehrheit beruhen, ſo ſind Beſtim⸗ 
mungen über engere Wahl für den Fall zu treffen, 
daß im erſten Wahlgange abſolute Stimmen⸗ 
Mehrheit nicht erreicht wird. 


„Es erſcheint nicht angemeſſen, die Wahlverſamm⸗ 


lung der Arbeitgeber durch den Vorſitzenden des 
Vorſtandes leiten zu Laffen, wenn derſelbe nicht 
Arbeitgeber iſt. 5 
8 39.0) Die Mitglieder des Vorſtandes werden 


auf 2 (3, 4] Jahre gewählt, bleiben aber nach Ablauf 
Der geſetz⸗ dieſer Zeit fo lange im Amt, bis ihre Nachfolger in 
den Vorſtand eingetreten ſind. Nach Ablauf des erſten 
wenn bei jeder Neuwahl das vorgeſchriebene Ver 


J Jahres ſcheidet die Hälfte [ein Drittel, ein 


hältniß nach Maßgabe des für das betreffende Viertel () der Vorſtands⸗Mitglieder und zwar ein zwei] 
Rechnungsjahr feſtgeſtellten Verhältniſſes der Bei⸗ Arbeitgeber und zwei drei] Kaſſen⸗Mitglieder aus. Die 


träge hergeſtellt wird. 


Reihenfolge des Ausſcheidens wird unter den erſtmalig 


Ebenſo wird aus der geſetzlichen Beſtimmungſ Gewählten durch das Loos, demnächſt durch das Dienſt⸗ 
nicht zu folgern fein, daß das Verhältniß der Ver⸗ alter beſtimmt. Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


tretung im Vorſtande demjenigen der Beiträge 


Mitglieder des Vorſtandes, welche die Wählbarkeit 


ſtets mathematiſch entſprechen müſſe, da auch dies verlieren, ſcheiden aus. 


praktiſch unausführbar ſein würde. Es wird viel⸗ 


Scheidet ein Vorſtands⸗Mitglied vor Ablauf ſeiner 


mehr genügen, wenn die Vertretung der Kaſſen⸗Dienſtzeit aus, fo findet in der nächſten General - Ver⸗ 


Mitglieder im Vorſtande eine entſprechende Ver⸗ 
ſtärkung im Vorſtande erhält, ſobald das Sinken 


ſammlung eine Ergänzungswahl ſtatt. () Der in der 
ſelben Gewählte bleibt nur ſo lange im Amt, wie die 


der Arbeitgeber = Beiträge ein Maaß erreicht hat, Dienſtzeit des ausgeſchiedenen Mitgliedes gedauert haben 
welches der Verſtärkung der Vertretung der Kaſſen⸗würde. 


Mitglieder um ein Mitglied wieder entſpricht. 
Dem Vorſtehenden entſprechend iſt in 8 38 die 
Zuſammenſetzung des Vorſtandes für die erſtmalige 


Zu 8 39. 
1. 


Die Erneuerung des Vorſtandes durch ſucceſſives 
Ausſcheiden der Mitglieder und entſprechende theils 


1 


— 12 


weiſe Neuwahl wird im Jutereſſe der Kontinuität der in der Sitzung Anweſenden. Bei Stimmengleichheit 

der Verwaltung der periodiſchen gänzlichen Neu⸗ entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

wahl vorzuziehen ſein. 8 44. Allmonatlich] () iſt eine ordentliche 
2. Die Perioden für das Ausſcheiden und die Zahl Sitzung des Vorſtandes abzuhalten. 
der jedesmal Ausſcheidenden müſſen mit Rückſicht Der Vorſitzende iſt befugt, außerordentliche Sitzungen 
auf die Theilbarkeit der Zahl der Vorſtands anzuberaumen. Er iſt verpflichtet, innerhalb [8] Tagen 
Mitglieder feſtgeſtellt werden. eine ſolche abzuhalten, wenn dies von 2 [3] Vorſtands⸗ 
Ergänzung des Vorſtandes durch Kooptation er⸗ Mitgliedern unter Angabe der Verhandlungs⸗Gegenſtände 
ſcheint unzuläſſig, da der Vorſtand nach § 34 des [ſchriftlich! beantragt wird. 
Geſetzes von der General⸗Verſammlung gewählt Zu allen Sitzungen, welche nicht zu beſtimmten, 
ſein muß. durch den Vorſtandsbeſchluß feſtgeſetzten Sitzungszeiten 
8 40. () Vor jeder Neuwahl hat der Kaſſen⸗ ſtattfinden, hat der Vorſitzende die Mitglieder mindeſtens 
Vorſtand nach der der Aufſichts⸗ Behörde zuletzt ein⸗ 24 [48] Stunden vorher ſſchriftlich] einzuladen. 
gereichten Ueberſicht der Beiträge (§ 41 des Geſetzes Zu § 44. 
vom 15. Juni 1883) das Verhältniß der von den Ar- 1. Ob die ordentlichen Vorſtands⸗Sitzungen in län⸗ 


2 


beitgebern aus eigenen Mitteln geleiſteten Beiträge zu geren oder kürzeren Zwiſchenräumen ſtattfinden 

der Geſammtſumme der Beiträge feſtzuſtellen. ſollen, wird von dem Umfang der Kaſſe und ihrer 
Auf Grund dieſer Feſtſtellung iſt die Zahl der Geſchäfte abhängen. 

aus der Mitte der Kaſſen⸗Mitglieder zu wählenden Vor⸗ 845. Die Vorſtands⸗ Sitzungen werden vom 


ſtands⸗Mitglieder zu erhöhen um ein Mitglied, wenn] Vorſttzenden eröffnet, geleitet und geſchloſſen. 

die Summe der Beiträge der Arbeitgeber nicht über Die gefaßten Beſchlüſſe ſind [vom Schriftführer] 
zwei Stiebentel, um zwei Mitglieder, wenn dieſelbe nichtſvom Vorſitzenden] unter Angabe des Tages der Sitzung 
‚über zwei Achtel, um drei Mitglieder, wenn dieſelbe und der in derſelben Anweſenden [in ein Protokollbuch 

nicht über zwei Neuntel der Geſammtſumme der Bei⸗ einzutragen] aufzuzeichnen] und von den letzteren zu 


träge 50 wi, : unterzeichnen. 
ine entſprechende Herabſetzung der fo feſtgeſtellten ; s 
Zahl der dem Vorſtande angehörenden Kaſſen⸗Mitglieder Obliegenheiten des Vorſtandez⸗ 
muß auf Verlangen der Arbeitgeber erfolgen, wenn die 8 46. Der Vorſtand hat nach Maßgabe der Be: 


vor einer ſpäteren Neuwahl vorgenommene Feſtſtellungſſtimmungen dieſes Statuts und des Geſetzes vom 
ergiebt, daß die Summe ihrer Beiträge die der letzten 15. Juni 1883 die geſammte Verwaltung der Kaſſen⸗ 
Feſtſtellung zu Grunde gelegte Verhältnißzahl wieder Angelegenheiten, inſonderheit auch die Vermögens ⸗Ver⸗ 
überſteigt. waltung wahrzunehmen, ſoweit nicht durch 54 die 
Streitigkeiten, welche hierüber zwiſchen den dem Veſchlußnahme der General⸗Verſammlung vorgeſchrieben 
Vorſtande angehörenden Arbeitgebern und Arbeitnehmern iſt. () Er hat die Beſchlüſſe der General⸗Verſammlung, 


entſtehen, entſcheidet die Aufſichts⸗Behörde. ſoweit dieſe nicht etwas anderes ausdrücklich beſtimmt, 
Zu 8 40. auszuführen, und für die Erfüllung der Verpflichtungen 
1. Vergl. die Bemerkung 2 zu § 38. Sorge zu G a 100 Kaſſe nach § 41 des an⸗ 

u, gezogenen Geſetzes obliegen 
Geſchäfts⸗Ordnung des Vorſtandes. Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 


§ 41. Vorbehaltlich der Beſtimmung des § 55 der Kaſſe mit Einſchluß derjenigen Geſchäfte und Rechts⸗ 
über die dem Kaſſen⸗ und Rechnungsführer zu gewäh⸗ handlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezial: 
rende Vergütung führen die Mitglieder des Vorſtandes vollmacht erforderlich iſt, wird von dem Vorſitzenden 
ihr Amt unentgeltlich. Nothwendige baare Auslagen, [in Gemeinſchaft mit dem Schriftführer] wahrgenommen. 
welche ihnen durch die Amtsführung erwachſen, ſind Seine [ihre] Legitimation bei allen Rechtsgeſchäften er⸗ 
ihnen aus der Kaſſe zu erſetzen. folgt durch die Beſcheinigung der Aufſichts⸗Behörde, daß 

8 42. Der Vorſtand wählt aus feiner Mitte] die darin bezeichneteſn] Perſonſen] zur Zeit die bezeich⸗ 
auf die Dauer von ... Jahren einen Vorſitzenden, neteſn] Stellefn] im Vorſtande bekleideten]. [() 


einen Stellvertreter desſelben [und einen Schriftführer]. oder 
[Von den Vorſitzenden muß einer ein Arbeitgeber, einer [Der Vorſtand vertritt die Kaſſe gerichtlich und 
ein Arbeiter fein.] außergerichtlich auch in denjenigen Geſchäften und Rechts⸗ 


Der ſtellvertretende Vorſitzende vertritt den Vor⸗ handlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezial: 
ſitzenden bei Behinderung oder im Auftrage desſelben. Vollmacht erforderlich iſt. Seine Legitimation bei allen 


Zu 8 42. Rechtsgeſchäften erfolgt durch die Beſcheinigung der Auf⸗ 
1. Hier iſt dieſelbe Periode za wählen, wie für die ſfichts⸗Behörde, daß die darin bezeichneten Perſonen zur 
Ernennung des Vorſtandes. Zeit den Vorſtand bilden.] 


8 43. Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn Zu § 46. 
„mehr als] die Hälfte ſeiner Mitglieder anweſend [find]| 1. Der 8 36 des Geſetzes beſtimmt, daß, ſoweit die 
iſt. Er faßt feine Beſchluſe mit Stimmen Mehrheit Wahrnehmung der Angelegenheiten der Kaſſe nicht 


1 


nach Vorſchrift des Geſetzes oder des Statuts dem Die Wahl der Vertreter der Kaſſen⸗ Mitglieder 
Vorſtande obliegt, die Beſchlußnahme der General: erfolgt in Abtheilungen. - 5 
Verſammlung zuſteht. Dieſer Beſtimmung kann Die Kaſſen⸗Mitglieder jedes der im 8 1 bezeich⸗ 
auch dadurch entſprochen werden, daß die der neten Gewerbe bilden eine Abtheilung. () 0 
General⸗Verſammlung vorbehaltenen Angelegen⸗ Jede Abtheilung wählt für je zehn [15, 20 ze.) 
heiten aufgezählt und alle übrigen Gefchäfte dem dem betreffenden Gewerbszweige angehörende Kaſſen⸗ 
Vorſtande übertragen werden. Da ſich die erſteren Mitglieder einen Vertreter () Iſt die Zahl der Kaſſen⸗ 
leichter erſchöpfend aufzählen laſſen, als die mannig⸗ Mitglieder nicht durch 10 15, 20 ꝛc.] theilbar, fo iſt 
faltigeren Geſchäfte des Vorſtandes, jo verdient für die überſchießende Zahl, wenn dieſelbe 5 18, 10] 
das angegebene Verfahren den Vorzug. oder mehr beträgt, ein weiterer Vertreter zu wählen. 
„Vergl. Bemerkung 13 zu § 54. Wahlberechtigt und wählbar ſind nur diejenigen Kaſſen⸗ 
. Wo der Vorſtand einigermaßen zahlreich ift, em⸗ Mitglieder, welche großjährig und im Beſitze der bürger⸗ 
pfiehlt es ſich, auf Grund des § 35 Abſatz 1 lichen Ehrenrechte ſind. “) N 
Satz 3 des Geſetzes dem Vorſitzenden allein oder Die Vertreter der Arbeitgeber werden von dieſen 
in Gemeinſchaft mit einem anderen Mitgliede die in ungetheilter Wahlverſammlung gewählt. () Für je 
Vertretung nach außen zu übertragen. Die Le 20 [30, 40] ('*) von den Arbeitgebern beſchäftigte Kaſſen⸗ 
gitimation wird auch in dieſem Falle auf die Mitglieder, für welche die erſteren Beiträge aus eigenen 
im § 35 Abſatz 2 des Geſetzes bezeichnete Weiſe Mitteln zahlen, wird je ein Vertreter gewählt. (“) Für 
zu beſchaffen ſein. den überſchießenden Bruchtheil wird ein weiterer Ver⸗ 
8 47.) Der Vorſtand hat über jede Aenderungſ treter nur dann gewählt, wenn dadurch die Zahl der 
in ſeiner Zuſammenſetzung und über das Ergebniß jeder Vertreter der Arbeitgeber nicht über ein Drittel der 
Wahl der Aufſichts⸗Behörde binnen einer Woche Anzeige Geſammtzahl erhöht wird. Jeder Arbeitgeber, welcher 
zu erſtatten. [Iſt die Anzeige nicht erfolgt, ſo kann Beiträge aus eigenen Mitteln leiſtet, führt bei der Wahl 
die Aenderung dritten Perſonen nur dann entgegen⸗ leine Stimme!], [auf jedes Kaſſen⸗Mitglied, für welches 
geſetzt werden, wenn bewieſen wird, daß ſie letzterenſer Beiträge aus eigenen Mitteln zahlt, eine Stimme!]. 
bekannt war.] Die Zahl der von jeder Abtheilung der Kaſſen⸗ 
Zu § 47. Mitglieder und von den Arbeitgebern zu wählenden 
Vergl. § 34 Abſatz 2 des Geſetzes. Vertreter wird vor jeder Wahl von dem Kaſſen⸗Vor⸗ 
8 48. Soweit die Geſchäfts⸗Ordnung nicht durch ſſtande feſtgeſtellt und in der Einladung zum Wahl⸗ 


S N} 


vorſtehende Beſtimmungen geregelt iſt, wird fie durchftermine angegeben. 


eigene Beſchlüſſe des Vorſtandes feſtgeſtellt. 
B. General⸗Verſammlung. 


Zuſammenſetzung. 

8 49.0) () Die General⸗Verſammlung be: 
ſteht aus: 

1. ſämmtlichen Kaſſen⸗Mitgliedern, welche großjährig 
und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
find; () 

2. aus denjenigen Arbeitgebern, welche für Kaſſen⸗ 
0 Beiträge aus eigenen Mitteln zu leiſten 
haben. 

Das Stimmrecht kann nicht durch Bevollmächtigte 
oder Stellvertreter ausgeübt werden. Für Arbeitgeber 
ruht das Stimmrecht, ſo lange ſie mit der Zahlung 
von Beiträgen im Rückſtande ſind. 

In der General⸗Verſammlung führt jedes ſtimm⸗ 
berechtigte Kaſſen⸗ Mitglied zwei Stimmen und jeder 
ſtimmberechtigte Arbeitgeber für jedes von ihm beſchäf⸗ 
tigte ſtimmberechtigte Kaſſen⸗Mitglied eine Stimme. () 
Die Zahl der den erſchienenen Arbeitgebern hiernach zu⸗ 
ſtehenden Stimmen wird in jeder General⸗Verſammlung 
vor Beginn der weiteren Verhandlungen vom Vorſitzen⸗ 
den feſtgeſtellt und verkündet. 

oder 

8 49. () [Die General⸗Verſammlung beſteht 
aus Vertretern der Kaſſen⸗ Mitglieder und Arbeitgeber, 
welche auf |. ..] Jahre gewählt werden. 


105 Für die Bildung der General⸗Verſammlung iſt 


Folgendes zu beachten: 

a) Für Kaſſen, welche weniger als 500 Mit: 
glieder zählen, kann die General⸗Verſammlung 
aus Vertretern beſtehen; für Kaſſen mit 500 
und mehr Mitgliedern muß die General⸗ 
Verſammlung aus Vertretern beſtehen. (§ 37 
des Geſetzes.) 

b) Die Zuſammenſetzung der General⸗Verſamm⸗ 
lung muß durch das Statut geregelt werden 
(vergl. § 23 Abſ. 2 Ziff. 5 des Geſetzes). 

e) Den Arbeitgebern ſteht ein Anſpruch auf Ver: 
tretung in der General ⸗ Verſammlung zu, 
welche nach dem Verhältniß ihrer Beiträge zu 
bemeſſen iſt und / der Geſammt⸗Vertretung 
110 überſteigen darf (vergl. 8 38 des Ge⸗ 
etzes). 

d) Die Vertreter ſind von Arbeitgebern und 
Kaſſen⸗Mitgliedern getrennt zu wählen (vergl. 
§ 38 Abſ. 3 des Geſetzes). 


2. Das Statut wird entweder die Beſtimmung zu 


treffen haben, daß die General⸗Verſammlung aus 
ſämmtlichen ſtimmberechtigten Kaſſen⸗Mitgliedern 
und Arbeitgebern beſtehen ſoll, oder daß ſie aus 
Vertretern beſtehen ſoll. Eine Beſtimmung, nach 
welcher die General⸗Verſammlung nach der wech⸗ 
ſelnden Zahl der Kaſſen⸗ Mitglieder bald aus 


ſämmtlichen Stimmberechtigten, bald aus Vertre⸗ die einfachſte Bemeſſung des Stimmverhältniſſes 


tern beſtehen ſoll, würde in der Ausführung zu der Arbeitgeber in der General⸗Verſammlung bildet. 
Schwierigkeiten, und zu Zweifeln über die Gültig⸗ 8. Für die Zal der von einer Abtheilung zu wäh⸗ 
keit der Beſchlüſſe der General⸗Verſammlung führen. lenden Vertreter ſoll nicht die Zahl ihrer ſtimm⸗ 
Soweit nicht ſchon aus anderen Gründen die Zu⸗ berechtigten, ſondern ihrer ſämmtlichen Kaſſen⸗ 
ſammenſetzung aus Vertretern zweckmäßig ſcheint, Mitglieder — alſo z. B. einſchließlich der min⸗ 
wird ſie daher ſtets dann vorzuziehen ſein, wenn derjährigen — maßgebend ſein. Dies iſt noth⸗ 
die Möglichkeit einer Vermehrung der Mitglieder⸗ wendig, um das richtige Verhältniß in der Zahl 
zahl auf 500 und mehr nahe liegt, weil ſonſt in der von den Kaſſen⸗Mitgliedern und von den Ar⸗ 
dieſem Falle eine Statuten » Aenderung erforder⸗ beitgebern zu wählenden Vertreter zu erreichen. 
lich wird. 9. Wo die Verhältniſſe es wünſchenswerth erſcheinen 
. Weitere Beſchränkungen find für den Fall, daß laſſen, können auch die Arbeitgeber in derſelben 
die General Verſammlung nicht aus Vertretern Weiſe wie die Kaſſen⸗Mitglieder in Abtheilungen 
beſteht, nach § 37 Abſatz 1 des Geſetzes un⸗ eingetheilt werden. 
zuläſſig. 10. Hier iſt das Doppelte der oben bei den Kaſſen⸗ 
. Diefe Regelung hat die Wirkung, daß die Arbeit⸗ Mitgliedern gewählten Zahl einzuſtellen. 
geber bei Kaſſen, welche nur Mitglieder zählen, 11. Auf dieſe Weiſe erhalten die Arbeitgeber die 
deren Arbeitgeber Beiträge aus eigenen Mitteln Hälfte der Vertreter, welche auf die Kaſſen⸗Mit⸗ 
zu leiſten haben, ein Drittel ſammtlicher Stimmen glieder, für welche fie Beiträge zahlen, entfallen; 
führen, dagegen bei Kaſſen, welche auch andere alſo wenn die Kaſſe nur Mitglieder dieſer Art 
Mitglieder zählen, eine der Zahl der letzteren und zählt, ein Drittel, wenn ſie auch andere Mitglieder 
folgeweiſe ihrer Beitrags⸗Verhältniſſe entſprechende zählt, verhältnißmäßig weniger Stimmen. Daß 
Minderung ihres Stimmgewichtes erleiden. Sie im letzteren Falle eine mathematiſch genaue Ueber⸗ 
erſcheint daher als die einfachſte Art, der geſetz⸗ einſtimmung des Verhältniſſes der Vertretung mit 
lichen Anforderung zu genügen. demjenigen der Beitragszahlung nicht immer er⸗ 
. Soll die General⸗Verſammlung aus Vertretern reicht wird, wird nicht als ein Verſtoß gegen 
beſtehen, ſo ſind verſchiedene Arten der Wahl der die geſetzliche Beſtimmung, wonach die Vertretung 
Vertreter möglich; namentlich: nach dem letzteren Verhältniß zu bemeſſen iſt, an⸗ 
a) die Vertreter werden von ſämmtlichen Stimm⸗ eſehen werden können, da eine ſolche Ueberein⸗ 
berechtigten (jedoch getrennt für Kaſſen⸗Mit⸗ amn durch keine Regelung ſo hergeſtellt 
glieder und Arbeitgeber) in einem Wahlakte werden kann, daß ſie unter allen Umſtänden und 
ohne nähere Beſtimmung über die zu Wählen⸗ zu jeder Zeit aufrecht erhalten bleibt. 
den gewählt; 8 49a. Die Wahl erfolgt für jede Abtheilung 
b) die Wahl erfolgt in derſelben Weiſe, aber ſo, der Kaſſen⸗Mitglieder und für die Arbeitgeber in einem 
daß die Vertreter in einem feſtgeſtellten Ver⸗ beſonderen Wahltermine, zu welchem die Wahlberech⸗ 
hältniß verſchiedenen Klaſſen der Wähler an⸗ tigten acht Tage vorher durch das im § 63 bezeichnete 
gehören muſſen; Blatt [ſowie durch Anſchlag in den Herbergen der be⸗ 
e) die Wahl erfolgt nach Abtheilungen der Stimm⸗ſtheiligten Gewerbe) einzuladen ſind. 
berechtigten, welche entweder nach örtlichen Für die Form und Leitung der Wahl ſind die 
Bezirken oder nach Klaſſen gebildet werden.] Beſtimmungen des § 38 Abſatz 4 ff. maßgebend. 
Bei großer Mitgliederzahl wird ſchon um der Wird die Wahl von den Kaſſen⸗Mitgliedern ver⸗ 
Erleichterung der Wahlakte willen die Wahl weigert, fo werden die Vertreter derſelben durch die 
nach Abtheilungen vorzuziehen fein; und bei Aufſichtsbehörde ernannt. (*) 
Kaſſen, welche verſchiedene Gewerbszweige um⸗ Wird die Wahl von den Arbeitgebern verweigert, 
faſſen, werden die Abtheilungen, ſofern nichtſſo ruht deren Vertretung in der General⸗Verſammlung 
der große Umfang, des Kaſſen⸗Bezirks eine für die betreffende Wahlperiode. (*) 
örtliche Eintheilung nöthig macht, am beſten Scheidet ein Vertreter während der Wahlperiode 
nach Gewerbszweigen gebildet werden. aus, fo findet durch die Abtheilung, von welcher er ges 
. Hier können auch die einzelnen Abtheilungen wählt war, für die übrige Dauer der Wahlperiode eine 
namentlich aufgeführt werden, was ſich beſonders Ergänzungswahl ſtatt. 
dann empfiehlt, wenn wegen zu geringer Mitglie⸗ Zu § 40a. 
derzahl einzelner Gewerbszweige mehrere derfelben| 1. Beſteht die Kaſſe vorwiegend aus Handwerkern, 
zu einer Abtheilung vereinigt werden müſſen. für welche Herbergen beſtehen, ſo wird dieſe Art 
. Diefe Regelung verdient vor der Feſtſetzung be⸗ der Bekanntmachung zweckmäßig ſein. 


ſtimmter Zahlen für die zu wählenden Vertreter 2. Vergl. $ 39 des Geſetzes. 

den Vorzug, weil fie dem Wechſel der in den] 3. Die Nichtvornahme der Wahl durch die Arbeit: 
einzelnen Wahlabtheilungen vorhandenen Mitglie- geber wird, da dieſe nur einen Anſpruch au 
derzahl Rechnung trägt und die Grundlage für Vertretung haben, als Verzicht auf die Aus 
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übung ihres Rechts augeſehen werden können. nen nach der Reihenfolge der Vorſchläge mit Stimmen⸗ 
Haben fie auf dieſes Recht verzichtet, jo wird Mehrheit der Anweſenden. j 
ihnen nicht die Befugniß eingeräumt werden Fön: Der Leiter der Verſammlung beruft zu ſeiner 
nen, die Ausübung deſſelben zu jeder beliebigen Unterſtützung ein Kaſſen⸗Mitglied und einen Arbeitgeber 
Zeit wieder in Anſpruch zu nehmen. Es wirdfals Beiſitzer und ernennt einen Schriftführer. 25 
dies vielmehr erſt bei der zunächſt eintretenden Der Leiter der Verſammlung hat das Recht, Mit⸗ 
Reukonſtituirung der General⸗Verſammlung ge- glieder der General-Verſammlung, welche ſeinen zur 
ſchehen können. Leitung der Verſammlung oder zur Aufrechterhaltung 
5 8 49 b.] In der General⸗Verſammlung führtſder Ruhe und Ordnung getroffenen Anordnungen nicht 
jeder Vertreter eine Stimme.] Folge leiſten, aus dem Verſammlungsraum zu ver⸗ 
Geſchäfts⸗Ordnung der General⸗Verſammlung. 3 
„ „ 8 50. Die General⸗Verſammlung wird vom 1. Dies Verfahren kann auch allgemein vorgeſchrieben 
Vorſtande unter Angabe der Gegenstände der Verhand⸗ werden, ſo daß der Vorſitzende des Vorſtandes 
lungen durch eine wenigſtens [8] Tage vorher durch immer nur die General⸗Verſammlung zu er⸗ 
das im 5 63 bezeichnete Blatt, [ſowie durch Anſchlag öffnen und ſofort die Wahl des Leiters herbeizu⸗ 
in den Herbergen der betheiligten Gewerbe] zu erlaſſende führen hat. 
Einladung berufen. § 52. Die erſte General⸗Verſammlung wird 
Ordentliche General⸗Verſammlungen finden ſtatt: () von einem Beauftragten der Aufſichts⸗ Behörde berufen 
1. Im November jeden Jahres zur Wahl des Aus⸗ und geleitet. 
ſchuſſes für die Prüfung der Rechnung des lau⸗ General ⸗Verſammlungen, welche auf Verlangen 
fenden Jahres und zur Vornahme der erforder⸗der Aufſichts = Behörde oder von dieſer anberaumt find, 
lichen Neuwahlen für den Vorſtand; werden auf Anordnung derſelben von einem von ihr 
2. im [April] () jeden Jahres zur Beſchlußfaſſung Beauftragten geleitet. () 
über die Abnahme der Rechnung des Vorjahres. Zu § 52. 
Außerordentliche General - Verſammlungen beruft] 1. Vergl. § 45 Abſatz 4 des Geſetzes. 
der Vorſtand nach Bedürfniß. Die Berufung der Ge: 3 33. () Beſchlüſſe der General⸗Verſammluug 
neral⸗Verſammlung muß binnen ... Wochen erfolgen, werden mit einfacher Stimmen⸗Mehrheit der Anweſenden 
wenn der [zehnte Theil] () ihrer Mitglieder ſchriftlich gefaßt. 
darauf anträgt. Ueber eine Erhöhung der Beiträge, welche das im 
Die Gegenſtände der Verhandlungen hat der Vor⸗ § 31 Abſatz 1 des Geſetzes vom 15. Juni 1883 feſt⸗ 
ſtand zu beſtimmen; er muß unter dieſelben alle Be- geſetzte Maß überſchreitet und nicht zur Deckung der 
ſchwerden, welche von Kaſſen⸗ Mitgliedern oder beitrag⸗ geſetzlichen Mindeſtleiſtungen erforderlich iſt, kann nur 
zahlenden Arbeitgebern gegen ſeine Verwaltung einge⸗ getrennt von den [Vertretern der] Kaſſen⸗Mitgliederſn] 
bracht werden, ſowie alle Anträge, welche von minde⸗ und den [Vertretern der] Arbeitgeberln] Beſchluß ge⸗ 
ſtens . . Mitgliedern der General⸗Verſammlung [ſchrift⸗ faßt werden. 
lich! () geſtellt werden, aufnehmen. Die Abſtimmung erfolgt durch [Aufſtehen und 
r Sitzenbleiben [Erheben der Händel. Nur wenn der 
15 55 Termine für die ordentlichen General = Ver⸗ Leiter der Verſammlung und ſeine BVeifiger ſich über 
ſammlungen muſſen mit Rückſicht auf das Rech⸗ 91 5 eben een N u g ae 
nungsjahr und die Wahlperioden gewählt werden. 8 Sinnen lei heit Aue en: e ende . 
2. Hier iſt ein Termin zu wählen, bis zu welchem 957 an aan ME 
die Reviſion der Rechnung durch den Ausſchuß 18 8. 


Angelegenheiten, welche bei der Berufung der 
erfolgt ſein kann. General⸗Verſammlung nich a 
u“ h 5 E tände der Ver: 
3. Hier kann auch eine andere Quote oder eine fejte] General- Verſanmlung nicht als Gegenſt. 
Jahl eingeſtellt werden. handlung bezeichnet ſind, dürfen zur Verhandlung und 


4. 95 Sorberung i chriftlicher Anträge wird zur ka ER Widesſeench BL 
diane ung von Zweifeln und Streitigkeiten wenn es ſich um einen Antrag auf Berufung einer 
ſaußerordentlichen General⸗Verſammlung handelt. 
851. „Der Vorſitzende des Vorſtandes eröffnet, Zu § 53. 
leitet und ſchließt die Verhandlungen der General⸗Ver⸗ 1. Die Beſchlußfaſſung der General⸗Verſammlung 


ſammlung. Befinden ſich unter den Gegenſtänden der⸗ kann für einzelne Angelegenheiten, z. B. wenn 
ſelben Veſchwerden oder Anträge, welche die Geſchäfts⸗ es ſich um Abänderung des Statuts oder Auf⸗ 
führung des Vorſtandes betreffen, jo hat er ſofort nach löſung der Kaſſe handelt, von beſonderen Vor⸗ 
der Eröffnung die Wahl eines anderen Leiters der Ver⸗ ausſetzungen, z. B. von der Anweſenheit eines 
ſammlung herbeizuführen. () Dieſelbe erfolgt durch beſtimmten Theiles der Mitglieder, ſowie von 


Abſtimmung über die aus der Mitte der Vorgeſchlage einer über die abſolute Mehrheit hinausgehenden 


Obliegenheiten der General⸗Verſammlung. 


Wahle 
1. 


e 


Beſchlußnahme über die Auflöſung der Kaſſe. () 
Veſchlußnahme über den Beitritt der Kaffe zu 


. Die Abnahme der Jahres⸗ Rechnung () und die 


Beſchlußnahme über die Verfolgung von An: 


. Beſchlußnahme über Anträge von 


„Beſchlußnahme über die Einführung und 


„Verathung und Beſchlußnahme über alle Arge: 


„Vergl. Bemerkung 1 zu $ 
„Dieſe Beſchlußnahme muß der General⸗Verſamm⸗ 


Stimmenzahl (¼, / ) abhängig gemacht werden. 
Nothwendig iſt dies, abgeſehen von dem im Ab⸗ 
ſatz 2 des Paragraphen vorgeſehenen Falle der 
Beitrags⸗Erhöhung, für welchen § 31 Abſatz 2 
des Geſetzes in Betracht kommt, nicht. Auch die 
Vorſchrift des § 23 Ziffer 6 des Geſetzes erfor⸗ 
dert keine beſondere Beſtimmung, da in Ermange⸗ 
lung einer ſolchen die allgemeine Beſtimmung 
über die Beſchlußnahme der General⸗Verſamm⸗ 
lungen auch bei Beſchlüſſen über Statuten⸗Aende⸗ 
rungen Anwendung findet. 


D = 


u 


10. 


8 54. () Außer den von ihr vorzunehmenden 
I 


n liegt der General⸗Verſammlung ob: 
Beſchlußnahme über alle Angelegenheiten, bei 
welchen eine Abänderung des Statuts in Frage 
kommt, () [namentlich auch () über die Aus⸗ 
ſcheidung eines der im $ 1 bezeichneten Gewerbs⸗ 
zweige aus der Kaſſe, () ſowie über Abände⸗ 
rungen der Unterſtützungen und Beiträge, ſoweit 
fie nicht ſtatutenmäßig in Folge einer veränderten 
Feſtſetzung der durchſchnittlichen Tagelöhne ein: 
tritt]. () 


12. 
13. 


einem auf Grund des § 46 des Geſetzes vom 
15. Juni 1883 zu bildenden Verbande mehrerer 
Orts⸗Krankenkaſſen () [und über das für den⸗ 
ſelben zu errichtende Statut]. () 


14. 


Beſtellung eines aus [3] Mitgliedern beſtehenden 
Ausſchuſſes zur Vorprüfung derſelben. 


ſprüchen, welche der Kaſſe gegen Vorſtands⸗Mit⸗ 


Die beſondere Aufführung dieſer beiden Gegen⸗ 


ſtände ift nicht nothwendig, aber zur Vermeidung 
von Irrthümern zu empfehlen. 


. Vergl. § 48 Abſatz 2 des Geſetzes. 
. Vergl. § 12 A und B des Statuts. 
„Vergl. 88 47 Abſatz 2, 48 Abſatz 1 des Geſetzes. 
„Vergl. § 46 Abſatz 1 des Geſetzes. 
„Für die Errichtung des Verbands ⸗Stakuts wird 


die Beſchlußnahme der General⸗Verſammlung nicht 
durch das Geſetz erfordert (§ 46 Abſatz 2 des 
Geſetzes) fie kann daher auch dem Vorſtande 
überlaſſen werden. 

Vergl. § 36 Ziffer 1 des Geſetzes. 

Vergl. § 36 Ziffer 2 des Geſetzes. 

Kann auch definitiv dem Vorſtande überlaſſen 
werden. Jedenfalls empfiehlt es ſich, den Vor⸗ 
ſtande das Necht einzuräumen, ſolche Verträge 
mit vorläufiger Wirkſamkeit abzuſchließen. 

Wie zu 11. 

Die Regelung einer beſonderen Kranken⸗Kontrolle 
(durch Krankenbeſucher, durch Vorſchriften über 
Meldung der Erkrankung u. ſ. w.), welche für 
Kaſſen von größerem Umfange zu empfehlen iſt, 
erfolgt am beſten durch beſondere Beſtimmungen 
neben dem Statut und kann auch dem Vorſtande 
überlaſſen werden, wird aber im letzteren Falle 
demſelben im 8 46 ausdrücklich zu übertragen fein. 
Zweckmäßig, um dem Vorſtande die Möglichkeit 
zu geben, Angelegenheiten, für deren Entſcheidung 
er die Verantwortlichkeit nicht übernehmen will, 
zur Beſchlußnahme der General⸗Verſammlung zu 
verſtellen. 


VI. Rechnungs: und Kaſſeuführung. 


8 55. Die Rechnungs- und Kaſſenführung wird 


glieder aus deren Amtsführung erwachſen ſindſunter Beobachtung der Vorſchriften des Geſetzes vom 


und Wahl der damit zu Beauftragenden. (0) 15. 


„Entſcheidungen über Beſchwerden von Kaſſen⸗Mit⸗ Behör 
nen Anordnungen und der Beſtimmungen dieſes Statuts, 
Mitgliedern der ſowie nach Maßgabe der vom Vorſtande und der Ge⸗ 

neral⸗Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe von einem [Rech⸗ 


gliedern und Arbeitgebern gegen den Vorſtand. 


General⸗Verſammlung. 


„Die definitive Genehmigung der vom Vorſtande nungs⸗ 
abzuſchließenden Verträge mit Aerzten, Apothekern genommen, 


und Krankenhäuſern. () einer 


„Die definitive Feſtſtellung der Vergütung für den und nicht 
Rechnungsführer und der von demſelben zu ſtel⸗ demſelben 
gütung und die 


lenden Kaution. () 
Rege⸗ wird 
lung einer Kranken⸗Kontrole. (1) 


legenheiten, welche ihr zu dieſent Zweck von dem 
Vorſtande oder von der Aufſichts⸗Behörde vorge⸗ 
legt werden. () 


46. 


lung vorbehalten werden (vergl. 8 36 Ziffer 3 
des Geſetzes). 


Juni 1883, der von der höheren Verwaltungs⸗ 


de auf Grund des § 41 Abſatz 2 daſelbſt erlaſſe⸗ 


und Kaſſenführer]! [Kaſſirer, Rendanten] wahr: 

welcher vom Vorſtande unter Vorbehalt 
.. monatlichen] Kündigung angeſtellt wird, 
Mitglied der Kaſſe zu ſein braucht. Die 
für ſeine Mühewaltung zu gewährende Ver⸗ 
Höhe der von ihm zu ſtellenden Kaution 
Vorſtande definitiv durch Be⸗ 


[vorläufig] vom 


ſchluß der General⸗Verſammlung feſtgeſtellt. 


g 56. Der Rechnungs- und Kaſſenführer hat 


die Einnahmen und Ausgaben der Kaſſe von allen den 
Zwecken der Kaſſe fremden Vereinnahmungen und 
Verausgabungen getrennt feſtzuſtellen und zu verrechnen, 
ebenſo ihre Beſtände geſondert zu verwahren. () 


Zu anderen Zwecken, als den nach dieſem Sta⸗ 


tut zu gewährenden Unterſtützungen, der ſtatutenmäßigen 
Anſammlung und Ergänzung des Reſervefonds und der 
Deckung der Verwaltungskoſten darf er Verwendungen 


RT 
aus dem Vermögen der Kaffe nicht machen und Bei⸗] 2. Vergl. § 40, Abſatz 3, 4 des Geſetzes. Inner⸗ 


träge von den Mitgliedern und Arbeitgebern nicht er⸗ halb der durch die Vormundſchafts⸗Ordnung oder 
heben. (2) durch Abſatz 4 eit. gezogenen Grenzen kann über 
Zu 8 56. die Belegung der Gelder durch das Statut Be⸗ 
1. Vergl. § 40 Abſatz 1 des Geſetzes. ſtimmung getroffen werden. Um die Entſchei⸗ 
2. Vergl. § 29 Abſatz 2 des Geſetzes. dung des Vorſtandes über die Art der Belegung 
§ 57. Die den Mitgliedern zu gewährenden zu erleichtern, wird es ſich empfehlen, die Be⸗ 
Krankengelder hat er gegen Einlieferung der Kranken⸗ legungsarten, unter denen er wählen kann, durch 
ſcheine (§ 25) () zu zahlen, ſofern nicht einer der im das Statut feſtzuſtellen. 
§ 17 bezeichneten Fälle vorliegt. In dieſen Fällen ift| 3. Vergl. § 40 Abſatz 2 des Geſetzes. 
die Entſcheidung des Vorſtandes einzuholen. 4. Eine Beſtimmung über die Aufbewahrung der 
Die Sterbegelder und alle übrigen von der Kaſſe Hinterlegungs⸗Scheine in dieſer oder anderer Weiſe 
zu beſtreitenden Ausgaben ſind auf jedesmalige Anwei⸗ iſt rathſam. 
fung des Vorſitzenden des Vorſtandes zu leiſten. § 60. Die Kaffe ift durch den Vorſtand] durch 
Zu § 57. den Vorſitzenden des Vorſtandes unter Juziehung eines 
1. Für die Auszahlung der Krankengelder wird der den Arbeitgebern und eines den Kaſſen⸗Mitgliedern an⸗ 
Einfachheit wegen in der Regel auf jedesmalige gehörenden Vorſtandsmitgliede s [monat⸗ 


Anweiſung durch den Vorſtand oder deſſen Vor⸗ lich! () regelmäßig und jährlich mindeſtens einmal un⸗ 
ſitzenden verzichtet werden können, da ſich der An⸗ vermutheter Weiſe zu prüfen. Die Prüfung hat ſich 
ſpruch und ſeine Höhe aus den Krankenſcheinen jedesmal auch auf die vorſchriftsmäßige Belegung des 


*. 


ergiebt. Kaſſen⸗Vermögens und auf die Verwahrung öder Hinter: 
2 2 a 
§ 58. Der Rechnungs⸗ und Kaſſenführer hat c zu erſtrecken, 
die Beiträge am Fälligkeitstage leinzukaſſiren] [durch 
Der aiß. der einkaſſiren zu laſſen]. () Das Ver⸗ 
zeichniß der rückſtändigen Beiträge, welche nicht auf ; 3 ; 
von ihm zu erlaſſende Mahnung binnen einer Friſt von 5 61. Das Rechnungsjahr e wit, ee SE 
feiner] Izwei] Wochen zur Kaffe gezahlt werden, iſt lenderjahr zuſammen. [Das erſte Rechnungsjahr läuft 
[monatlich! [alle zwei Monate] dem Vorſtande zur Her: et 11 e iR = e 5 0 Be 
beiführung der Beitreibung vorzulegen. (“) ; eee eee RN 
mit dem 31. Januar des Foizejayres find die Kaſſen⸗ 


155 Bei Kaſſen von geringem Umfange wird eine jo 
häufige Reviſton nicht erforderlich ſein. 


Zu $ 58. bücher 5 x 29 
„ 6 zu ſchließen und die Jahres⸗Rechnung aufzuſtellen. 

4 Nennt die e Bu [Die Jahres⸗Rechnung iſt nach Maßgabe der von 
2. Vergl. 8 55 de . der höheren Verwaltungs⸗Behörde über Art und Form 


§ 59. Vorräthige Gelder hat der Rendant [ſo⸗ der Rechnungsführung erlaſſenen Vorſchriften aufzu⸗ 
weit fie nicht zur Deckung der laufenden Ausgaben erz|ftellen und bis zum 15. Februar des Folgejahres ein⸗ 
forderlich find] (), bis zur Beſchlußfaſſung des Vor⸗ zureichen.] () 


ſtandes über anderweite Belegung, der Sparkaſſe Der Vorſtand hat die vorgängig von ihm zu 
BEN zu übergeben. Verfügbare Gelder der Kaflelrevidirende () Rechnung ſammt Belägen bis zum 
find, ſoweit ſie nicht der Sparkaſſee über⸗[1. März] dem Rechnungs⸗Ausſchuß und demnächſt mit 
geben werden, nach Beſchluß des Vorſtandes in fol⸗ den von letzterem geſtellten und nicht erledigten Erinne⸗ 
gender Weiſe zu belegen: (“) rungen der General⸗Verſammlung vorzulegen. 
* Dieſe beſchließt nach Anhörung des Vorſtandes 
2 und des Rechnungsführers über die nicht erledigten Er⸗ 
3. innerungen und nimmt — eintretenden Falls unter 
Werthpapiere, welche zum Vermögen der Kaſſe Vorbehalt der letzteren — die Rechnung ab. 
gehören und nicht lediglich zur vorübergehenden An⸗ Nach Abnahme der Jahres⸗Rechnung iſt ein 


legung zeitweilig verfügbarer Betriebsgelder für die Rechnungs⸗Abſchluß, wie folder der Aufſichts⸗Behörde 
Kaffe erworben find, find bei der Aufſichts⸗Behörde oder einzureichen iſt, durch das im § 63 bezeichnete Blatt 
nach deren Anweiſung verwahrlich niederzulegen. ()Izu veröffentlichen [in den Herbergen der im § 1 be⸗ 
Die Hinterlegungs Scheine find vom Rechnungs- und zeichneten Gewerbszweige zur Einſicht der Kaſſen⸗Mit⸗ 
Kaſſenführer mit den Beſtänden der Kaffe zu ver⸗ glieder niederzulegen.]! (*) 
wahren. (*) Zu 8 61. 


Zu 8 59. 1. Nach § 23 Ziffer 7 des Geſetzes muß das Sta⸗ 
1. Hier kann auch eine beſtimmte Summe eingeſtellt tut Beſtimmung über die Aufſtellung und Prü⸗ 
werden, über welche hinaus der Rechnungsführer fung der Jahres⸗Rechnung treffen. Sofern die 
vorräthige Gelder bei der Sparkaſſe zu belegen höhere Verwaltungs⸗Behörde auf Grund des § 41 

hat, oder es kann die Feſtſtellung einer ſolchen Abſatz 2 über Art und Form der Rechnungs⸗ 


Summe dem Vorſtande vorbehalten werden. führung Vorſchriften erlaſſen hat, wird es meiſtens 
3 


— 18 


genügen, im Statut auf dieſe Vorſchriften zu 
verweiſen. Anderenfalls wird das Statut ſelbſt⸗ 
ſtändige Beſtimmungen über die Aufſtellung der 
Rechnung enthalten müſſen, wobei zu berückſich⸗ 
tigen iſt, daß die Art der Rechnungs⸗Aufſtellung 
jedenfalls die Herſtellung des im § 41 Abſatz 1 
des Geſetzes erwähnten Rechnungs⸗Abſchluſſes 
nach dem dafür vorgeſchriebenen Formulare er⸗ 
möglichen muß. 

2. Dieſe vorgängige Reviſion durch den Vorſtand iſt 
nicht nothwendig, aber bei größeren Kaſſen zweck⸗ 

85 5 ; g 
ee 10 5 l des Rechnungs⸗Ausſchuſſes VII. Bekanntmachungen. 

3. Dieſe Beſtimmung empfiehlt ſich namentlich da, § 63. Alle die Kaſſe betreffenden Bekannt⸗ 
wo die General⸗Verſammlung aus Vertretern be⸗ machungen, insbeſondere die Einladungen zu Wahl⸗ 
ſteht und demnach nicht alle Kaſſen⸗Mitglieder an und General⸗Verſammlungen, die Bekanntmachungen 
den Verhandlungen über die Rechnungs⸗Abnahme über Statuten⸗Aenderungen, über Aenderungen in der 
theilnehmen können. Höhe der Beiträge und Leiſtungen, in der Zuſammen⸗ 
§ 62. Die nach dem Jahres⸗Abſchluß verblei⸗ ſetzung des Vorſtandes, ſowie über die Melde⸗ und 

benden Ueberſchüſſe fließen dem Reſervefonds zu. Rei- Zahlſtellen, werden bis zu anderweiter Beſchlußnahme 

chen nach dem Jahres Abſchluſſe die Einnahmen der der General⸗Verſammlung in [Name des Blattes] er: 
wall 15 Deckung ihrer Ausgaben nicht 119 jo iſt laſſen. 
er Fehlbetrag dem Reſervefonds zu entnehmen. " ch oe 

Der Reſervefonds ift bis zur Höhe der durch⸗ VIII. Eutſcheidung von Streitigkeiten. 
ſchnittlichen Ausgabe der letzten [drei] Rechnungsjahre () § 64. () (Streitigkeiten zwiſchen den Kaſſen⸗ 
anzuſammeln und erforderlichenfalls bis zu dieſem Be⸗ Mitgliedern und ihren Arbeitgebern einerſeits und der 
trage zu ergänzen. So lange der Reſervefonds dieſen Kaſſe andererſeits, über die Verpflichtung zur Leiſtung 

Betrag nicht erreicht, iſt demſelben mindeſtens ein oder Einzahlung von Beiträgen oder über Unterſtützungs⸗ 

Zehntel des Jahres⸗Vetrages der Kaſſen⸗Beiträge zuzu⸗ Anſprüche werden von der Aufſichts⸗Behörde entſchieden. 

führen. [Ergiebt ſich aus dem Abſchluſſe eines Nech⸗ Gegen deren Entſcheidung findet binnen zwei 

nungsjahres, in welchem der Kaſſe weder außerordent⸗ Wochen nach Zuſtellung derſelben die Berufung auf 
liche Ausgaben, noch außerordentliche Einnahme⸗Aus⸗ den Rechtsweg mittelſt Erhebung der Klage ſtatt. 

fälle erwachſen ſind, daß dem Reſervefonds zu der er⸗ Die Entſcheidung iſt vorläufig vollſtreckbar, ſoweit 

forderlichen Anſammlung oder Ergänzung weniger alsſes ſich um Streitigkeiten über Unterſtützungs⸗Anſprüche 

10 Prozent des Betrages der Kaſſen⸗Beiträge zugefloſſen handelt. 

ſind, oder der vorſchriftsmäßige Beſtand deſſelben zur Zu § 64. 

Deckung der Ausgaben hat angegriffen werden müſſen‚ 1. Die Veſtimmungen finden kraft Geſetzes (§ 58) 

ſo hat der Vorſtand bei der General⸗Verſammlung Anwendung, auch wenn ſie nicht in das Statut 

gleichzeitig mit der Vorlegung der Jahres⸗Rechnung die⸗ aufgenommen werden. Die Aufnahme derſelben 
jenigen Beſchlüſſe zu beantragen, welche nach der Vor⸗ in das Statut hat nur den Zweck, den Kaſſen⸗ 
ſchrift des § 33 Abſatz 1 des Geſetzes vom 15. Juni Mitgliedern von dem Wege, auf welchem Strei⸗ 

1883 erforderlich werden. tigkeiten der fraglichen Art zum Ausdruck zu 

Ergiebt ſich dagegen aus dem Jahres⸗Abſchluſſe bringen ſind, Kenntniß zu geben. 

ein Ueberſchuß der Jahres⸗Einnahme oder der Jahres⸗ § 65.0) [Streitigkeiten zwiſchen den Kaſſen⸗ 

Ausgabe, welcher vorausſichtlich dauernd ſein wird, Mitgliedern und ihren Arbeitgebern über die Berechnung 

und hat der Reſervefonds bereits das Doppelte des und Anrechnung der von den erſteren zu leiſtenden Bei⸗ 

Mindeſtbetrages erreicht, fo hat der Vorſtand bei der träge werden [von der Gemeinde⸗Behörde “() [von dem 

General⸗Verſammlung eine der Vorſchrift des § 33 cit. Gewerbe⸗Gerichte zu A.] [von dem gewerblichen Schieds⸗ 

Abſatz 2 entſprrchende Beſchlußnahme zu beantragen.] (gerichte entſchieden. 

Zu § 62. [Gegen die Entſcheidung ſteht die Berufung auf 
1. Das Geſetz boſtimmt im 8 32 nicht die Zahl der den Rechtsweg binnen 10 Tagen offen; die vorläufige 
Jahre, nach welcher die durchſchnittliche Jahres⸗ Vollſtreckung wird durch die Berufung nicht aufgehoben!.] 
Ausgabe zu bemeſſen iſt. Im Statut wird eine Zu 5 65. 
ſolche Beſtimmung nicht zu entbehren ſein. 1. Vergleiche Bemerkung 1 zu § 64. 

Durch dieſe Beſtimmung wird dem Urtheile der 2. Die hier erwähnten Streitigkeiten werden nach 
höheren Verwaltungs- Behörde darüber, ob einer 8 53 Abſatz 2 des Geſetzes auf den im § 120a 
der im § 33 Abſatz 1 und 2 bezeichneten Fälle der Gewerbe-Ordnung vorgeſehenen Wege ent⸗ 
vorliegt, nicht vorgegriffen. Es iſt aber auzu⸗ ſchieden. 


nehmen, daß, wenn die Kaſſe nach derſelben ver⸗ 
fährt, ein Eingreifen der höheren Verwaltungs⸗ 
Behörde auf Grund des § 33 Abſatz 3 nicht ein: 
treten wird. Für kleinere Kaſſen, welchen die 
Kräfte zur Beurtheilung der Frage, ob einer der 
im § 33 Abſatz 1 und 2 bezeichneten Fälle vor⸗ 
liegt, nicht zur Verfügung ſtehen, wird die Auf⸗ 
nahme einer derartigen Beſtimmung in das 
Kaſſen⸗Statut auch unterbleiben können. Die 
Kaſſe überläßt dann das Urtheil über jene Frage 
von vornherein der höheren Verwaltungs⸗Behoͤrde. 


D 
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Darnach bildet die Regel die Vorentſcheidung 
durch die Gemeinde⸗Behörde, gegen welche Beru⸗ 
Ind auf dem Rechtswege binnen 10 Tagen Statt: 
indet. 

Beſteht für den Bezirk der Kaſſe und für die 
derſelben angehörenden Gewerbszweige ein Gewerbe⸗ 
Gericht, ſo entſcheidet dieſes. Ob gegen ſeine Ent⸗ 
ſcheidung ein Rechtsmittel ſtattfindet, hängt von 
der Verfaſſung des Gewerbe - Gericht? ab. Die 
entſprechende Beſtimmung wird dann zweckmäßig 
in das Statut aufgenommen. 

Soweit für den Kaſſen⸗Bezirk und für die der 
Kaſſe angehörenden Gewerbszweige ein Schieds⸗ 
gericht nach Maßgabe des § 120 a Abſatz 3 der 
Gewerbe⸗Ordnung beſteht, entſcheidet dieſes. Ob 
und welches Rechtsmittel in dieſem Falle gegen 
die Entſcheidung ſtattfindet, iſt aus dem für das 
Schiedsgericht errichteten Ortsſtatut zu entnehmen 
und die Beſtimmung darüber an die Stelle des 
letzten Abſatzes dieſes Paragraphen des Statuts 
aufzunehmen. 


IX. Beanffichtigung der Kaffe. 


866. Die Aufſicht über die Kaſſe wird nach 
Maßgabe der Vorſchriften des Geſetzes vom 15. Juni 1883 
unter Ober⸗Aufſicht der IU. Wi- . 
von 
wahrgenommen. 

Zu 8 66. 

1. Die Bezeichnung der Aufſichts⸗ und Ober⸗Aufſichts⸗ 
behörde in das Statut aufzunehmen, erſcheint 
zweckmäßig, um jedem Kaſſen⸗Mitgliede Kenntniß 
davon zu geben, wohin es ſich mit etwaigen Be⸗ 
ſchwerden zu wenden hat. 

Die Aufnahme aller Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes über die Aufſicht in das Statut erſcheint, 
ſoweil ſie nicht in den früheren Paragraphen des 
Statuts ſchon erfolgt iſt, überflüſſig, da dieſe Be⸗ 
ſtimmungen für die einzelnen Kaſſen⸗Mitglieder 
kein Intereſſe haben und den Vorſtands⸗Mitglie⸗ 
dern vorkommendenfalls die Einſicht in das Geſetz 
wohl zugemuthet werden kann. 

[Das vorſtehende Statut tritt mit dem 1. De⸗ 
zember 1884 in Kraft.] 


II. 
Betriebs: (Fabrik⸗) Krankenkaſſen. 
Vorbemerkungen. 

1. Der Entwurf ſoll für die Aufſtellung wirklicher 
Statute für Betriebs⸗ (Fabrik) Krankenkaſſen 
einen Rahmen und eine Anleitung geben. Sein 
Inhalt iſt in keiner Weiſe verbindlich, weder für 
diejenigen, welchen die Errichtung des Kaſſen⸗ 


kann ein Entwurf, welcher ohne Aenderungen für 
jede Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe verwendbar 
wäre, nicht gegeben werden. Es iſt daher noth⸗ 
wendig, jede Beſtimmung darauf zu prüfen, ob 
ſie unverändert in das Statut für eine beſtimmte 
Kaſſe aufgenommen werden kann. Die Bemer⸗ 
kungen, auf welche die dem Texte des Statuts in 
Klammern () beigefügten Ziffern hinweiſen, werden 
dieſe Prüfung vielfach erleichtern. Eine genaue 
Beachtung derſelben muß bei dem Gebrauche des 
Entwurfs vorausgeſetzt werden. 

2. Bei Aufſtellung des Entwurfs iſt von der Voraus⸗ 
ſetzung ausgegangen, daß eine Ausdehnung der 
Verſicherungspflicht auf die im § 2 des Geſetzes 
vom 15. Juni 1883 bezeichneten Klaſſen von 
Perſonen nicht erfolgt iſt; eine ſolche Ausdehnung 
kann übrigens nicht durch ein Kaſſen⸗Statut, 
ſondern nur durch die am angeführten Orte vor⸗ 
geſehene ſtatutariſche Regelung einer Gemeinde 
oder eines weiteren Kommunal- Verbandes aus⸗ 
geſprochen werden. 

3. Was durch geſetzliche Vorſchrift in der Weiſe 
geregelt iſt, daß den einzelnen Kaſſen⸗Statuten ein 
Spielraum für beſondere Beſtimmungen nicht 
gelaſſen wird, z. B. die Vorſchriften über die 
Beaufſichtigung und Schließung der Kaſſen, iſt in 
das Statut nur ſo weit aufgenommen, als es 
nothwendig erſchien, um das Verſtändniß der ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen zu ſichern, oder den 
Kaſſen⸗ Mitgliedern eine ausreichende Kenntniß 
ihrer Rechte und Pflichten zu vermitteln. Wo es 
für zweckmäßig erachtet wird, das Kaſſen⸗ Statut 
in dieſer Beziehung zu vervollſtändigen oder noch 
mehr zu vereinfachen, werden die erforderlichen 
Ergänzungen oder Streichungen an der Hand der 
Bemerkungen leicht auszuführen ſein. 

4. Die im Texte des Statuts vorkommenden Klam⸗ 
mern [] deuten, ſoweit ſie nicht durch die Bemer⸗ 
kungen beſonders erläutert werden, an, daß die 
in Klammern eingeſchloſſenen Worte nach den Um⸗ 
ſtänden beibehalten oder geſtrichen werden können, 
oder daß unter den mehreren in Klammern ein⸗ 
geſchloſſenen Faſſungen, unter Berückſichtigung der 
Verhältniſſe, die Wahl zu treffen iſt. 


Entwurf 
des Statuts einer Betriebs: (Fabrik⸗) 
Krankenkaſſe. 


(Beſchluß des Bundesraths vom 13. März 1884.) 


Name und Sitz der Kaſſe. 
$ 1. Die Firma N. zu N. errichtet auf Grund 


Statuts obliegt, noch für die Behörden, welchen des § 60 des Reichs⸗Geſetzes vom 15. Juni 1883 für 
die Genehmigung zuſteht. Bei der großen Ver⸗ (die in ihrer Fabrik zu N. beſchäftigten Perſonen eine 
ſchiedenheit der Verhältniſſe, auf welche bei der Krankenkaſſe, welche den Namen: „Krankenkaſſe für die 
Errichtung von Kaſſen⸗ Statuten für Betriebs⸗ Fabrik der Firma N.“ führt und ihren Sitz zu N. 
(Fabrik-) Krankenkaſſen Rückſicht zu nehmen iſt, hat]. () 


* 


+ 
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oder „ en: 

(für bereits beſtehende Kaſſen) Freiwillige Mitgliedſchaft 
Tfüncihren . 477 Kaſſe ein neues Kaſſen⸗Satut, § 3. 1. Alle nicht verſicherungspflichtigen Per⸗ 
welches an Stelle des Statuts von tritt. Ionen, (8 63 Abſ. 2) welche in der Fabrik beſchäftigt 


Die Kaſſe führt fortan den Namen: „Krankenkaſſe für find, () koͤnnen der Kaſſe durch ſchriftliche oder münd⸗ 
die Fabrik der Firma N.“ und hat nach wie vor ihren liche Anmeldung bei dem Kaſſen⸗Vorſtande beitreten, 


Sitz zu N.] () erhalten aber keinen Anſpruch auf Unterſtützung im 

Zu 8 1. Falle einer bereits zur Zeit dieſer Anmeldung eingetre⸗ 
1. Faſſung für neu errichtete Kaſſen. tenen Erkrankung. 

2. Faſſung für ſchon beſtehende Kaſſen. u 1 vi 705 den n 

H udn er freiwillig beitretenden Perſonen ärztlich unterſuchen 

Zwangsweiſe Mitgliedſchaft. laſſen. Ergiebt dieſe Unterſuchung zwar keine bereits 


2. Alle in genannter Fabrik gegen Gehalt eingetretene Erkrankung, aber einen nicht normalen Ge⸗ 
oder Lohn beſchäftigten Perſonen gehören mit dem Tage ſundheits⸗Zuſtand, jo wird der Anſpruch auf Kranken⸗ 
des Eintritts in die Beſchäftigung als verſicherungs⸗Unterſtützung erſt nach Ablauf von [6] Wochen ($ 26 
pflichtige Mitglieder der Kaffe an, ($ 63 Abſ. 15) Nr. 4) von der bewirkten Anmeldung ab erworben.] (*) 
ſofern die Beſchäftigung nicht ihrer Natur nach eine Freiwillig beitretende Perſonen erhalten vom Vor⸗ 
vorübergehende oder durch den Arbeits⸗Vertrag im vor⸗ſſtande ſpäteſtens am erſten Löhnungstage nach der An⸗ 
aus auf einen Zeitraum von weniger als einer Woche meldung eine Beſcheinigung über dieſelbe mit einem 
beſchränkt iſt.] () Exemplar dieſes Statuts. 

Befreit von dieſem Zwange ſind: 2. Kaſſen⸗Mitglieder, (§ 27 Abſ. 1) welche aus 
a) Betriebs⸗Beamte, (§ 1) deren Arbeitsverdienſt an der Beſchäftigung in der Fabrik ausſcheiden und nicht 
Lohn oder Gehalt 6 Mark für den Arbeitstag ſzu einer Beſchäftigung übergehen, vermöge welcher ſie 
überſteigt, Mitglieder einer anderen Betriebs⸗ (Fabrik-), Orts-, 
diejenigen Perſonen, welche den Nachweis erbringen, Innungs⸗ oder Bau⸗Krankenkaſſe oder einer Knappſchafts⸗ 
(§ 63 Abf. 1) daß fie Mitglieder einer den Anz Kaſſe werden, bleiben ſo lange freiwillige Mitglieder, 
forderungen des § 73 des Geſetzes entſprechenden als ſie ſich im Gebiete des Deutſchen Reichs aufhalten, 
Innungs⸗Krantenkaſſe, einer Knappſchafts⸗Kaſſe wenn ſie ihre dahingehende Abſicht binnen einer Woche 
oder einer den Anforderungen des § 75 des Ge- dem Kaſſen⸗Vorſtande anzeigen. Die Zahlung der 
ſetzes genügenden Hulfskaſſe find. vollen Kaſſen⸗Beiträge zum erſten Fälligkeit? = Termine 
Als Gehalt oder Lohn (§ 1 letzter Abſ.) gelten gilt der ausdrücklichen Anzeige gleich. 
auch Tantiemen und Natural⸗Bezuge. Die nach dem Ausſcheiden aus der Fabrik bei 
Auf ihren Antrag (8 3 Abſ. 2) find von derf der Kaſſe verbliebenen Perſonen ($ 64 Nr. 6) können 
Verſicherungspflicht zu befreien Perſonen, welche im weder Stimmrechte ausüben, noch Kaſſen⸗Aemter bekleiden. 


b 


— 


Krankheitsfalle mindeſtens für 13 Wochen lauf Ver⸗ 3. Die freiwillige Mitgliedſchaft erliſcht (§ 63 Nr. 4) 
pflegung in der Familie des Arbeitgebers oder] () auf a) durch mündliche oder ſchriftliche Austritts⸗Erklä⸗ 
Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes Anſpruch rung an den Kaſſen-⸗Vorſtand, 

haben. b) wenn an zwei aufeinanderfolgenden Zahlungs⸗ 


Verſicherungspflichtige Mitglieder (§ 63 Abi. 3) Terminen nicht die vollen Beiträge geleiſtet werden. 
erhalten ſpäteſtens am erſten Löhnungstage nach ihrem Zu 8 3. 
Eintritt ein Exemplar dieſes Statuts. Sie müſſen bei 1. Außer dieſen Perſonen, welchen nach § 63 Abſ. 2 


der Kaſſe verbleiben, ſo lange ihre Beſchäftigung in der des Geſetzes das Recht, der Kaſſe beizutreten, 
Fabrik dauert; können aber mit dem Schluß des Rech⸗ zuſteht, können nach § 26 Abſatz 4 Ziffer 5 auch 
nungsjahres austreten, wenn ſie den Austritt ſpäteſtens noch andere Perſonen, z. B. Komtoriſten, Fuhr⸗ 
drei Monate vorher bei dem Vorſtande beantragen und leute, Tagelöhner, Dienſtboten des Fabrikherrn 
vor dem Schluß des Rechnungsjahres nachweiſen, daß und ſeiner Beamten als freiwillige Mitglieder zu⸗ 
fie Mitglieder einer den Anforderungen des § 75 des gelaſſen werden. Geſchieht dies, ſo muß auf dieſe 
Reichs⸗Geſetzes genügenden Hülfskaſſe geworden ſind. Perſonen bei den Beſtimmungen über die Höhe 
Zu § 2. und Leiſtung der Unterſtützungen (88 6, 7), ſowie 
1. Fällt aus, wenn die hier bezeichneten Perſonen über die Höhe der Beiträge (§ 17) Rückſicht ge⸗ 
durch ſtatutariſche Beſtimmung auf Grund des nommen werden. 
§2 Ziffer 1 des Geſetzes dem Verſicherungs⸗ 2. Eine Karenzzeit von höchſtens ſechs Wochen kann 
zwange unterworfen ſind. nach § 26 Abſatz 2 Ziffer 4 des Geſetzes für 
2. Wird in der Regel bei Fabrikbeſitzern nicht vor: alle freiwilligen Mitglieder feſtgeſetzt werden. Für 
kommen und deshalb ausfallen könn n. zwangsweiſe der Kaſſe angehörende Mitglieder 


kann nach § 26 Abſatz 1 des Geſetzes eine Ka⸗ 
renzzeit von höchſtens 6 Wochen und nur für 


„) Die eingeklammerten Zahlen verweiſen auf die betr. dor h h 
ü 10 g diejenigen Unterſtützungen feſtgeſetzt werden, welche 


Paragraphen des Geſetzes vom 15. Juni 1888. 
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über die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaſſe 
hinausgehen. 


Eintrittsgeld. () 


1 IS 4. Ein Eintrittsgeld im Betrage des für 
16] () Wochen zu leiſtenden vollen Kaſſen⸗ Beitrages 
wird nur von denjenigen freiwillig beitretenden Mit- 
gliedern () erhoben, welche das 45. Lebensjahr zurück⸗ 
gelegt haben oder deren Geſundheit nach der bei ihrer 
Anmeldung vorgenommenen Unterſuchung keine nor⸗ 
male iſt. 

Befreit von der Zahlung des Eintrittsgeldes ſind die⸗ 
jenigen Mitglieder, welche nachweiſen, daß ſie innerhalb 
der ihrer Anmeldung vorhergehenden 13 Wochen ($ 26 
Abſ. 1) einer anderen Kranken⸗Kaſſe angehört oder Bei⸗ 
träge zur Gemeinde⸗Krankenverſicherung geleiſtet haben. 
Zu § 4. 

„Dieſer Paragraph kann auch ganz wegfallen. 
„Der Betrag kann auch niedriger, aber nach § 26 

Abſatz 2 des Geſetzes nicht höher bemeſſen werden. 
Mit der aus Abſatz 2 ſich ergebenden Beſchrän⸗ 

kung kann ein Eintrittsgeld auch für alle Mit 

glieder feſtgeſetzt werden. 


Ausſchluß. 


§ 5. Der Vorſtand kann Mitglieder, (§ 26 
Abſ. 4 Nr. 1) welche die Kaſſe wiederholt durch den 
Betrag geſchädigt haben, von der Mitgliedſchaft aus⸗ 
ſchließen. 


Kranken⸗Unterſtützung für die in der Fabrik 
beſchäftigten Mitglieder. 
§ 6. Als Kranken ⸗Unterſtützung gewährt die 
Kaſſe den in der Fabrik beſchäftigten Mitgliedern: 

1. vom Beginn der Krankheit ab (§ 6 Abſ. 1 Nr. 1) 
freie ärztliche Behandlung, freie Arzenei, ſowie 
Brillen, Bruchbänder und ähnliche Heilmittel; () 

2. im Falle der Erwerbsunfähigkeit vom dritten 
Tage (§ 6 Abſ. 1 Nr. 2) nach dem Tage der 
Erkrankung ab für jeden Arbeitstag ein Kranken⸗ 
geld in Höhe der Hälfte: () (0 

(5) [des durchſchnittlichen Tagelohnes der Mit⸗ 
glieder. (§S 20 Nr. 1.) 
Dieſer Tagelohn iſt zur Zeit feſtgeſetzt: 


Neo 


80 


oder 42 
(*) [des durchſchnittlichen Tagelohnes derjenigen 


der nachfolgenden Mitglieder ⸗Kaſſen, (§ 20 
letzter Abſ. § 8 Abſ. 2) welcher das Mitglied 


angehört: En 
a) Werkmeiſter, Beamte ıc,, deren durchſchnitt⸗ 
licher Tagelohn feſtgeſetzt iſt au Mark, 


b) Vorarbeiter, Maſchiniſten ꝛc., deren durch⸗ 
ſchnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf 
Mark 


iſt auf ... . . Mark, a 

d) männliche Arbeiter von 16 bis 31 Jahren, 
deren durchſchnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt 
ita Mark, f 

e) () Vorarbeiterinnen, Aufſeherinnen de., 
deren durchſchnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt 
iſt auf.... . Mark, 

f) ſonſtige großjährige Arbeiterinnen, deren 
durchſchnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf 

M 


ISA Mark, 

h) männliche Arbeiter unter 16 Jahren und 
Lehrlinge, deren durchſchnittlicher Tagelohn 
feſtgeſetzt it auf Mark, 

i) Arbeiterinnen unter 16 Jahren, deren durch⸗ 
ſchnittlicher Tagelohn feſtgeſetzt iſt auf 
N Mark, 

Findet eine anderweite Feſtſtellung der 
vorſtehenden Sätze durch die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde ſtatt, ſo treten die neuen Sätze 
an die Stelle der vorſtehenden. Dieſelben ſind 
durch Anſchlag lin allen Werkſtätten] [in allen 
Arbeitsräumen der Firma] bekannt zu machen. 

oder 


(8) [des wirklichen Arbeits⸗Verdienſtes des Ver⸗ 


ſicherten, ſoweit derſelbe 4 Mark für den Ar⸗ 
beitstag nicht überſteigt. Für Mitglieder, 
deren Löhnung nach Akkordſätzen oder in 
wechſelnder Höhe erfolgt, wird der Durch⸗ 
ſchnitts⸗Verdienſt der [drei! letzten der Er⸗ 


a) für männliche Mitglieder über 16 Jahre krankung voraufgegangenen Lohnzahlungs⸗ 

aua G00 Mark, Perioden, oder, wenn das erkrankte Mitglied 

b) für weibliche Mitglieder über 16 Jahre nicht während dieſer ganzen Zeit im Betriebe 
G 8 Abſ. 2) auf Mark, beſchäftigt war, der Durchſchnitts⸗Verdienſt 

e) für männliche Mitglieder unter 16 Jahren eines in gleichartiger Beſchäftigung ſtehenden 
und für Lehrlinge au˙f Mark, Mitgliedes zu Grunde gelegt. Die Feſtſtellung 

d) für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren erfolgt lauf Grund der Lohnliſten] durch den 
ruf. Mark. Vorſtand.] 


Findet eine anderweite Feſtſtellung der vorſtehen⸗ Unter Erkrankungen ſind auch Verletzungen ein⸗ 
den Sätze durch die höhere Verwaltungs ⸗Behörde ſtatt, begriffen. Der Tag der Anmeldung der Krankheit gilt 
ſo treten die neuen Sätze an die Stelle der vorſtehen⸗ als Tag der Erkrankung, falls nicht ein früherer Tag 
den. Dieſelben find durch Anſchlag (in allen Werk- zweifellos nachgewieſen werden kann. 
ſtätten! [in allen Arbeitsräumen] der Firma bekannt Das Krankengeld iſt postnumerando zu zahlen. 
zu machen. (S s letzter Abi.) 


9 


Die Kranken = Unterftügung wird für die Dauer 
der Krankheit, jedoch höchſtens bis zum Ablauf der 
dreizehnten] () Woche nach Beginn der Krankheit ge⸗ 
währt. 

Zu 8 6. 
1. Sollten nach 8 21 Abſatz 1 Ziffer 2 des Geſetzes 
noch weitere als die im $ 6 Abſatz 1 Ziffer 1 
des Geſetzes bezeichneten Heilmittel gewährt wer⸗ 
den, ſo empfiehlt es ſich, dieſelben hier nament⸗ 
lich aufzuführen. 

Das Krankengeld kann auch höher, bis zu Drei⸗ 

viertel des Lohns (§ 21 Abſatz 1 Ziffer 2 des 

Geſetzes), aber nicht niedriger feſtgeſetzt werden. 

Der Bemeſſung des Krankengeldes kann zu Grunde 

gelegt werden; 

a) Nach § 20 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes 
der durchſchnittliche Tagelohn ſämmtlicher 


3. 


Kaſſenmitglieder, geſondert feſtgeſtellt für maun⸗ 


liche, weibliche, erwachſene und jugendliche Mit⸗ 
glieder. Die Sätze dürfen in dieſem Falle 
3 Mark nicht überſteigen. 

b) Nach § 20 Abſatz 2 daſelbſt der durchſchnitt⸗ 
liche Tagelohn, welcher unter Berückſichtigung 
der unter den Kaſſen⸗Mitgliedern hinſichtlich 


§ 6 Ziffer 1 den auderthalbfachen Betrag des 
5 [wie vorſtehend zu bemeſſenden] () Krankengeldes. 
AUS ke 
1. Zuſatz für den Fall, daß in § 6 die Faſſung B 
gewählt wird. 
2. Zuſatz für den Fall, daß in § 6 die Faſſung C 
gewählt wird. 
3. Zuſatz für den Fall, daß in § 6 die Faſſung B 
oder C gewählt wird. 


Verpflegung im Krankenhauſe. 


5 8. Der Vorſtand ($ 7 Abi. 1) ar an 
Stelle der Kranken⸗Unterſtützung der 88 6 und 7 freie 
Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewähren 
und zwar: 

1. für diejenigen Mitglieder, welche verheirathet oder 
Glieder einer Familie find, mit ihrer Zuſtimmung 
oder unabhängig von derſelben, wenn die Art der 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung 
oder Verpflegung ſtellt, welchen in der Familie 
des Erkrankten nicht genügt werden kann, 
für ſonſtige Erkrankte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebrachte 
Angehörige ($ 7 Abſ. 2), deren Unterhalt er bisher 


2. 


der Lohnhohe beſtehenden Verſchiedenheiten aus feinen Arbeits - Verdienfte ganz oder größtentheils 
klaſſenweiſe feſtgeſetzt wird. Derſelbe darf für beſtritten hat, jo iſt neben der freien Kur und Ber: 
keine Klaſſe über 4 Mark und unter dem|pflegung die Hälfte des in den §§ 6 und 7 feſtgeſetzten 
Betrage des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn⸗ Krankengeldes zu leiſten. 


licher Tage⸗Arbeiter feſtgeſtellt werden. 
Zu a und b erfolgt die Feſtſtellung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde. 

e) Nach § 64 Ziffer 1 des Geſetzes der wirkliche 
Arbeitsverdienſt der Kaſſen⸗Mitglieder, ſoweit 
er 4 Mark nicht überſteigt. 

Je nachdem a, b oder e als Grundlage 
angenommen werden ſoll, iſt die Faſſung unter 
A, B oder C zu wählen. 

. Die Klaſſen⸗Eintheilung kann auch ſo erfolgen, 
daß es nicht erforderlich iſt, für weibliche Arbeiter 
beſondere Klaſſen zu bilden. 

5. Die Dauer kann länger, bis zu einem Jahre 

( 21 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes) aber nicht 
kürzer bemeſſen werden. 


Kranken⸗Unterſtützung für nicht im Betriebe 
beſchäftigte Mitglieder. 


§ 7. Mitglieder, welche nach ihrem Ausſcheiden 

aus der Fabrik bei der Kaffe verbleiben (8 3 Ziffer 2), 
erhalten als Kranken⸗Unterſtützung: 

1. ſo lange ſie ſich im Bezirke der Gemeinde N. 

aufhalten, die Unterſtützung nach § 6 [nach der: 

jenigen Mitglieds ⸗Klaſſe, weicher fie vor ihrem 


Ausſcheiden aus der Fabrik zuletzt angehört Z 


haben] () [nach dem Durchſchnitts⸗Verdienſte der 
letzten drei Lohnzahlungs⸗Perioden vor dem Aus⸗ 
ſcheiden aus der Fabrik.] 

2. wenn ſie ſich nicht im Bezirke der Gemeinde N. 
aufhalten, unter Wegfall der Unterſtützung nach 


[Hat der in einem Kraukenhauſe Untergebrachte 
keine ſolche Angehörigen (§ 21 Abf. 1 Nr. 3), fo er⸗ 
hält derſelbe neben freier Kur und Verpflegung ein 
Krankengeld in Höhe [eines Achtels] () des im 8 6 
RE durchſchnittlichen Tagelohnes. 

u 8 8. 
1. Es kann auch eine niedrigere, nicht aber eine 
höhere Quote feſtgeſetzt werden. 


Unterſtützung der Wöchne rinnen. 


§ 9. Weiblichen Mitgliedern wird im Falle der 
Entbindung für die erſten [drei! () Wochen nach der⸗ 
ſelben das Krankengeld () ($ 20 Nr. 2) gewährt. Er⸗ 
krankungen, welche während der Dauer des Wochen⸗ 
betts eintreten, begründen denſelben Anſpruch auf Unter⸗ 
ſtützung wie andere Erkrankungen. 

[Der Vorſtand kann Wöchnerinnen unter den 
Vorausſetzungen des § 6 freie Kur und Verpflegung 
in einem Krankenhauſe oder in einem Aſyl für Wöchne⸗ 
rinnen gewähren; dieſelben haben alsdann nach Maß⸗ 
gabe des § 8 Anſpruch auf Krankengeld. 

[Die Ehefrauen von Mitgliedern (§ 21 Abſ. 1 
Nr. 5) erhalten in gleicher Weiſe Unterſtützung bis zum 
Ablauf von [e (3) Wochen nach ihrer Niederkunft.] () 
u 5 9. 

1. Es kann auch ein längerer Zeitraum bis zu ſechs 

Wochen feſtgeſtellt werden. 

2. Da dieſe Unterſtützung unter der Vorausſetzung 
gewährt wird, daß die Wöchnerin nicht erkrankt 
iſt, ſo kann ſich dieſelbe nicht auf Gewährung 


er ’ 


freier ärztlicher Behandlung und Arznei erſtrecken.] Arztes gewiſſenhaft befolgen, ſie dürfen keine nach dem 


Wie unler 1 
4. en nicht zu den nothwendigen Leiſtungen der 
Kaſſe. 


Unterſtützung erkrankter Familien⸗Angehöriger. 


8 10. [Die nicht ſelbſt dem Kranken⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗Zwange unterliegenden Familien 


Urtheile deſſelben ihrer Geneſung hinderliche Handlungen, 
und Arbeiten nur mit ſeiner ausdrücklichen Genehmi⸗ 
gung vornehmen. Oeffentliche Lokale oder Schankſtellen 
dürfen ſie ohne Erlaubniß des Vorſtandes nicht beſuchen. 
Mitglieder, welche dieſen Vorſchriften zuwiderhandeln, 
können vom Vorſtande mit Ordnungsſtrafen bis zu 


⸗Angehorigen (5) Mark belegt werden.] 


($ 21 Abſ. 1 Nr. 5) von verſicherungspflichtigen Mit⸗ Zu 8 11. 


gliedern erhalten im Erkrankungsfalle freie ärztliche Be⸗ 
handlung, freie Arznei und ſonſtige Heilmittel. 

Als Familien⸗Augehörige find die im ſelben Haus⸗ 
halt mit den Mitgliedern lebenden und mit ihrem 
Unterhalt ganz oder größtentheils auf den Arbeits⸗ 
Verdienſt der Mitglieder angewieſene Ehegatten, Eltern 
und noch nicht erwerbsfähigen Kinder derſelben anzu⸗ 
ſehen.] 

Zu S Led „ 
1. Unterſtützungen dieſer Art gehören nicht 
nothwendigen Leiſtungen der Kaſſe. 


Allgemeine Pfichten aller Mitglieder bei 
Krankheitsfällen. 


zu den 


1. Sofern von einer Meldung jeder Krankheit beim 
Vorſtande abgeſehen werden und nur die ohnehin 
erforderliche Meldung beim Kaſſen⸗Arzte ſtatt⸗ 
finden ſoll — was meiſt von dem Umfange der 
Kaſſe und der beabſichtigten Regelung der Kranken⸗ 
Kontrole abhängen wird —, kann die Faſſung 
unter B gewählt werden, welche eine einfachere 
Regelung enthält. > 

. Diefe Beſcheinigung wird bei einfachen Verhäll⸗ 
niſſen, wo eine Legitimation des Mitglieds gegen⸗ 
über dem Kaſſen⸗Arzte nicht erforderlich, wegfallen 
können. 


Beſondere Pflichten der aus der Fabrik aus: 


0 


§ 11. (0 (% [Jede Erkrankung muß alsbald geſchiedenen Mitglieder in Krankheitsfällen. 


dem Vorſitzenden des Vorſtandes oder der von ihm be 
zeichneten Perſon angemeldet werden. 
[Ueber dieſe Anmeldung wird eine 


Arzte dient.] (5) 
Behufs Erlangung des Krankengeldes muß das 


Mitglied ein vom Kaſſen⸗Arzte ausgeſtelltes Atteſt vor⸗ unfähig war, und 


zeigen, in welchem Beginn und Dauer der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit beſcheinigt werden. Erkrankte Perſonen 
müſſen die Vorſchriften des Arztes gewiſſenhaft befolgen, 
ſie dürfen keine Arbeiten, welche nach dem Urtheil des 
Arztes mit ihrem Zuſtande unverträglich ſind, noch ſon⸗ 
ſtige ihrer Geneſung hinderliche Handlungen vornehmen. 
Ohne Erlaubniß des Vorſtandes dürfen erkrankte Per⸗ 
noch Erwerbsarbeiten vornehmen. 

Sobald ein Mitglied, welches Krankengeld bezieht, 
wieder erwerbsfähig wird, oder ſobald der Arzt eine er⸗ 
krankte Perſon für geneſen erklärt, iſt dem Vorſtande 
hiervon Anzeige zu erſtatten. Der Vorſtand kann Mit⸗ 


glieder, welche einer der vorſtehenden Vorſchriften zuwider⸗ bezeichneten Mitgliedern, welche 


5 12. An Mitglieder der im 8 3 Ziffer 2 bee 
zeichneten Art, welche ſich nicht im Bezirke der Ge⸗ 


a Beſcheinigungf meinde N. aufhalten, erfolgt die Auszahlung des Kranken⸗ 
ausgeſtellt, welche als Legitimations⸗Schein beim Kaſſen⸗ geldes gegen koſtenloſe 


Einlieferung eines von einem 
approbirten Arzte ausgeſtellten Krankenſcheines, in welchem 
die Zahl der Tage, während welcher der Erkrankte erwerbs⸗ 
erſtmalig auch der Tag der Erkrankung 
angegeben ſein muß. 

Dem erſtmaligen Krankenſcheine iſt eine Beſchei⸗ 
nigung der Gemeinde⸗Behörde des dortigen Aufenthalts⸗ 
Ortes beizufügen, daß der Erkrankte nicht vermöge ſeiner 
derzeitigen Beſchäftigung geſetzlich einer anderen Kranken⸗ 
kaſſe angehört oder thatſächlich einer ſolchen beigetreten iſt. 

Das Krankengeld iſt bei der Kaſſe durch einen 


ſonen weder öffentliche Lokale, noch Schankſtellen beſuchen, Bevollmächtigten zu erheben, ſofern das Mitglied nicht 


bei Einſendung des Krankenſcheines die Ueberſendung 
des Krankengeldes durch Poſtanweiſung auf ſeine Koſten 
beantragt. () 

Der Vorſtand iſt befugt, die im Abſatz 2 be⸗ 
zeichnete Beſcheinigung auch von den im 8 3 Ziffer 2 
ſich im Gemeinde⸗Be⸗ 


handeln, in eine Strafe bis zu (5) Mark nehmen und ſzirke N. aufhalten, vor der Auszahlung des Kranken⸗ 


außerdem die Kranken⸗Unterſtützung bis auf die geſetz⸗geldes zu fordern und 


lichen Mindeſtleiſtungen des § 7 


entziehen.] 
oder 


für alle aus der Beſchäftigung 
in der Fabrik ausgeſchiedenen Mitglieder beſondere 
Kontrol⸗ Vorſchriften zu erlaſſen. Die Nichtachtung 


(*) Das Krankengeld wird nur gegen Beibringung ſolcher Kontrol⸗Vorſchriften berechtigt den Vorſtand, eine 


eines vom Kaſſen⸗Arzte ausgeſtellten Krankenſcheins aus⸗ Strafe bis zu (5) Mark 


zu verhängen und die Zahlung 


gezahlt, in welchem die Zahl der Tage, während welcher des Krankengeldes zu beanſtanden, bis das Recht auf 
der Erkrankte in der abgelaufenen Woche erwerbsunfähig deſſen Bezug nachgewieſen iſt. 


war, anzugeben iſt. 
Krankenſcheine iſt der Tag der Erkrankung, in dem 
letzten der Tag des Wiedereintritts der Erwerbsfähigkeit 
anzugeben. 

Erkrankte Mitglieder müſſen die Vorſchriften des 


In dem erſtmalig beizubringenden Zu § 12. 


1. Die Vorſchrift des § 56 des Geſetzes, nach welcher 
Unterſtützungen nur auf geſchuldete Beiträge auf⸗ 
gerechnet werden können, wird dieſe Beſtimmung 
nicht unzuläſſig erſcheinen laſſen. 


— — 


Nr. 6) wird ein Sterbegeld im zwanzigfachen Betrage 
(8 20 Nr. 3) des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 


Kürzung der Kranken⸗Unterſtützung wegen 
Döppelvetficherung: Tagearbeiter gezahlt. 
§ 13. Jedes Mitglied hat bei Vermeidung einer Derſelbe iſt zur Zeit feſtgeſetzt: 
Strafe bis zu (5) Mark binnen 6 Tagen nach dem ſa) für männliche Mitglieder über 16 Jahre auf .. M., 
Begim der Mitgliedſchaft oder der ſpäter bewirkten b) für weibliche Mitglieder über 16 Jahre auf .. M., 
anderweiten Kranken⸗Verſicherung dem Vorſtande Anzeige e) für männliche Mitglieder unter 16 Jahren auf M., 
von ſeiner oder ſeiner Familien⸗Angehörigen anderweiten d) für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren auf .. M. 
Verſicherung gegen Krankheit zu machen und alle Fragen Wird durch die höhere Verwaltungs⸗Behorde der 
des Vorſtandes über dieſe anderweite Verſicherung ge⸗ ortsübliche Tagelohn anderweit feſtgeſetzt, ſo treten die 
wiſſenhaft zu beantworten. — Einem Mitgliede, welches neuen Sätze an die Stelle der vorſtehend aufgeführten. 
gleichzeitig anderweitig gegen Krankheit verſichert iſt, Dieſelben find durch Anſchlag in allen Werkſtätten der 
wird das Krankengeld der 88 6 und 7 (S 26 Abſ. 3) Fabrik bekannt zu machen. 
ſoweit gekürzt, als daſſelbe zuſammen mit dem aus [Beim Tode der Ehefrau oder eines noch nicht 
anderweiter Verſicherung bezogenen Krankengelde den (14)jährigen Kindes eines Mitgliedes wird, falls dieſe 
vollen Betrag ſeines durchſchnittlichen Arbeitsverdienſtes () Perſonen nicht ſelbſt dem Verſicherungszwange unterlie⸗ 
[um ½ () überſteigen würde. gen, gleichfalls ein Sterbegeld gezahlt. Daſſelbe beträgt 
Zu § 13. . beim Tode der Ehefrau (§ 21 Nr. 7) [(zwei Drittel )], 
1. Die Kürzung wegen Doppelverſicherung tritt ge⸗ beim Tode eines Kindes [(die Hälfte)] des für das Mit⸗ 
ſetzlich nur fo weit ein, als die Geſammt⸗Unter⸗ glied feſtgeſtellten Sterbegeldes.] () 
ſtützung den Betrag des durchſchnittlichen Tage⸗ Das Sterbegeld wird innerhalb 24 Stunden nach 
lohnes des in Frage ſtehenden Mitgliedes — der an den Vorſitzenden des Vorſtandes gemachten An⸗ 
nicht desjenigen durſchnittlichen Tagelohnes, welcher zeige, welcher eine amtliche Beſcheinigung des Todesfalles 
den Maßſtab des Krankengeldes bildet, — über⸗ beizufügen iſt, gezahlt. 
ſteigt. 0 la)] wenn ein Mitglied ſtirbt, an deſſen Witwe oder 
2. Die Kürzung kann durch das Statut ganz oder ſonſtige nächſten Angehörigen, welche die Beerdi⸗ 
theilweiſe ausgeſchloſſen werden. gung beſorgen, 
e d Siſtirung der Kranken: Ib) wenn die Ehefrau oder das Kind eines Mitgliedes 
Entziehung e ſtirbt, an das Mitglied.] (“) 


u S 15. 
5 14. Der Vorſtand iſt befugt, denjenigen 1. Dieſe Unterſtützungen gehören nicht zu den noth⸗ 
Mitgliedern, welche ſich die Krankheit vorſätzlich (S 26 wendigen Leiſtungen der Kaſſe. 
Abſ. 4 Nr. 2) oder durch ſchuldhafte Betheiligung beil 2. Fällt fort, wenn Sterbegelder für Ehefrau und 
9 n durch nene Kinder des Mitgliedes nicht gezahlt werden. 
oder durch geschlechtliche Ausſchweifungen zugezogen haben, LM} h 1 
das Krantengeld der 88 6 und 7 gar nicht oder nur Unterſtützung bei Erwerbslosigkeit. 
theilweiſe zu gewähren. § 16. Mitglieder, welche erwerbslos werden 
[Ein Mitglied, welches die Kranken⸗Unterſtützung der (J 28), behalten für die Dauer ihrer Erwerbskoſigkeit, 
88 6 u. 7 ununterbrochen [oder im Laufe eines Kalender⸗ jedoch nicht für einen längeren Zeitraum, als ſie der 
jahres] für [13] () Wochen bezogen hat ($ 26 Abi. 4 Kaſſe angehört haben und höchſtens für drei Wochen 
Nr. 3), erhält bei Eintritt einer neuen Krankheit, falls ihre Anſprüche auf die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der 
zwiſchen demſelben und der letzten Kranken⸗Unterſtützung Kaſſe. 
weniger als 13 Wochen liegen, als Krankengeld nur 
die Hälfte des durchſchnittlichen Tagelohnes. Derſelbe 
iſt zur Zeit feſtgeſetzt: 
a) für männliche Mitglieder über 16 Jahre auf .. M., 
b) für weibliche Mitglieder über 16 Jahre auf .. M., 
c) für männliche Mitglieder unter 16 Jahren auf .. M., oder 
d( für weibliche Mitglieder unter 16 Jahren auf .. M. () (5) [des im $ 6 unter 2 feſtgeſetzten durchſchnitt⸗ 
Zu § 14. lichen Tagelohnes (§ 22, § 20) der dort bezeichneten 
1. Hier iſt die in § 6 feſtgeſetzte Dauer der Unter⸗ Mitglieder ⸗Klaſſen. 
ſtützung einzuſtellen. oder 
2. Dieſe Beſtimmung hat eine Bedeutung nur bei (o) [des nach § 6 unter 2 ermittelten wirklichen 
ſolchen Kaſſen, welche als Kranken⸗Unterſtützung Arbeits⸗Verdienſtes ($ 64 Nr. 1), ſoweit derſelbe 4 Mark 
mehr als die Mindeſtleiſtung gewähren. für den Arbeitstag nicht überſteigt. 
Sterbegeld Die Beiträge find an jedem [wöchentlichen] [vier 


zehntägigen] Löhnungstage für die abgelaufene Loͤhnungs⸗ 
$ 15. Für den Todesfall eines Mitgliedes (§ 21 


Beiträge. 


§ 17. Die Beiträge (5 22, § 20) werden feſt⸗ 
geſetzt auf [3] () Prozent (*) () [des im 5 6 unter 2 
feſtgeſetzten durchſchnittlichen Tagelohnes. ] 


Periode für die in der Fabrik beſchäftigten verſicherungs⸗ 


— 25 — 


pflichtigen Mitglieder von der Firma zur Kaffe abzu- haftet dem Kaſſen⸗Gläubiger nur das Vermögen der 


führen. 

gleichen 

zahlen. 

„„ Rückſtändige Beiträge find auf demſelben Wege 

deizutreiben, auf welchem rückſtändige Gemeinde⸗Abgaben 

beigetrieben werden. 

Für die Zeit der Erwerbs⸗Unfähigleit werden keine 
Beiträge erhoben. 

Bezüglich der Beitragspflicht wird jede Woche 
einer Löhnungs⸗Periode, ohne Rückſicht auf etwaige 
Feiertage, zu 6 Arbeitstagen gerechnet; Werktage, an 
welchen der Betrieb ruhte, werden dagegen nicht in An⸗ 
rechnung gebracht.] 

Zu § 17. 

1. Höher als 3 Prozent dürſen die Beiträge ein⸗ 
ſchließlich des Arbeitgeber⸗Zuſchuſſes bei Errichtung 
der Kaſſe nur dann feſtgeſetzt werden, wenn es 
zur Deckung der Mindeſtleiſtung erſorderlich iſt. 
Eine niedrigere Vemeſſung iſt nicht ausgeſchloſſen, 
ſofern die Deckung der Mindeſtleiſtungen trotzdem 
geſichert erſcheint. 

. Je nachdem in 8 6 die Faſſung A, B oder C ge: 
wählt iſt, iſt auch hier die Faſſung A, B oder C 
zu wählen. 

5 18. Die Firma iſt berechtigt, bei jeder regel: 
mäßigen Lohnzahlung (§ 65 Abſatz 1 u. 2) den ver⸗ 
ſicherungspflichligen Mitgliedern zwei Drittel der für ſie 
gezahlten Beitrage in Abzug zu bringen, ſoweit ſie auf 
die Lohnzahlungs⸗Periode antheilsweiſe entfallen. 

Auf Streitigkeiten zwiſchen der Firma und den 
von ihr beſchäftigten Perſonen ($ 65 Abf. 4) über die 
Berechnung und Anrechnung der Beiträge der letzteren 
findet 8 120a der Gewerbe⸗Ordnung Anwendung. () 
Zu § 18. 

1. Beſteht für den Bezirk, in welchem der Betrieb 
belegen iſt, ein Gewerbe⸗Gericht oder ein auf 

Grund des § 120a Abſ. 3 der Gewerbe⸗Ordnung 

errichtetes Schiedsgericht, ſo empfiehlt ſich die 

Aufnahme einer Beſtimmung, aus welcher zu er⸗ 

ſehen iſt, von welcher Stelle die Streitigkeiten der 

hier fraglichen Art zu entſcheiden ſind. 


Sonſtige Einnahmen der Kaſſe. 


8 19. Außer etwaigen freiwilligen Zuwendun⸗ 
gen, den in 88 116, 118 der Gewerbe⸗Ordnung bezeich⸗ 
neten Forderungen und den auf Grund geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen ihr zufallenden Geldstrafen fließen in die 
Kaſſe die auf Grund dieſes Statuts vom Vorſtande und 
die auf Grund der Fabrik⸗Orduung feſtgeſetzten Straf 
gelder. Als Strafgelder ſind die Erſatzgelder für Be⸗ 
ſchädigungen nicht anzusehen. 


Beſondere Rechte der Kaffe. () 


8 20. 
G 25 Abſ. 1) Rechte erwerben und 
eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. 


Die übrigen Mitglieder haben dieſelben zu dem 
Termine koſtenfrei bei dem Kaſſenführer einzu⸗ 


lauf, welche ſammtlich 


Kaſſe. 5 
Die den Unterſtützungs⸗Berechligten gegen die 

Kaſſe zuſtehenden Forderungen (§ 56) konnen mit recht⸗ 

licher Wirkung weder verpfändet, noch übertragen, noch 

gepfändet und dürfen nur auf geſchuldete Beträge auf⸗ 

gerechnet werden. 

Zu § 20. 

1. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten 

kraft Geſetzes, brauchen demnach in das Statut 
nicht aufgenommen zu werden. 


Kaſſenführung und Rechnungslage. 


§ 21. Die Firma (§ 64 Nr. 4) beſtellt unter 
ihrer Verantwortlichkeit und auf ihre Koſten einen 
Kaſſenführer, welcher die geſammte Rechnungs⸗ und 
Kaſſenführung wahrzunehmen hat. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Kaffe (§ 40 
Abſ. 1) find von allen den Zwecken der Kaffe fremden 
Vereinnahmungen und Verausgabungen getrennt feſtzu⸗ 
ſtellen; ihre Beſtände find geſondert zu verwahren. 

Der Kaſſenführer hat über alle Einnahmen und 
Ausgaben der Kaſſe ein Kaſſenbuch zu führen, welches 
ſtets vollſtändig berichtigt ſein muß, ſo daß der Beſtand 
nach demſelben jederzeit richtig aufgenommen werden 
kann. Er ſtellt den jährlichen Rechnungs⸗Abſchluß (8 41 
Abſ. 1) und die vorgeſchriebenen Ueberſichten über die 
Mitglieder, über Krankheits⸗ und Sterbefälle, über die 
vereinnahmten Veilräge und die geleiſteten Unterſtützungen 
vom Vorſtand geprüft und feſt⸗ 
geſtellt und der Auffichts⸗Behörde eingereicht werden. 

Der Vorſtand hat die vom Kaſſenführer auf⸗ 
geſtellte Jahres⸗Rechnung feftzuftellen, mit allen Belägen 
dem Reviſions⸗Ausſchuß ($ 32 Nr. 1) zur Prüfung 
vorzulegen und ſpäteſtens bis zum [1. April] des 
nächſten Jahres die Abnahme der Jahres⸗Nechnung bei 
der General⸗Verſammlung zu beantragen. 


Anlage der Kaſſengelder. 


5 22. In der Kaffe muß zur Deckung der 
laufenden Ausgaben ſtets ein entſprechender Baarbeſtand 
vorhanden ſein, welcher jedoch der Regel nach den Betrag 
einer [Monats⸗ Ausgabe nicht überſteigen darf (§ 40 
Abſ. 3). Die hierüber hinausgehenden Beſtände müſſen 
auf den Namen der Kaſſe nach Vorſchrift des § 40 des 
Geſetzes vom 15. Juli 1883 angelegt werden. 

[Zuſatz für die nach § 61 des Reichs⸗Geſetzes er⸗ 
richteten Kaſſen: 

„Reichen die Beſtände (8 64 Nr. 5) nicht 
aus, um die laufenden Ausgaben der Kaſſe zu 
decken, ſo ſind von der Firma die erforderltchen 
Vorſchüſſe zu leiſten, welche ihr aus etwaigen 
ſpaleren Ueberſchüſſen erſtattet werden.“ 
Werthpapiere der Kaſſe, welche nicht lediglich zur 


Die Kaſſe kann unter ihrem Namen vorübergehenden Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebs⸗ 
Verbindlichkeiten gelder für die Kaffe erworben werden (§ 40 Abſaz 2), 


find bei der Aufſichts⸗Behörde oder nach deren An⸗ 


Für alle Verbindlichkeiten der Kaſſe ($ 25 Abſ. 2) weiſung verwahrlich niederzulegen. Die Hinterlegungs⸗ 
4 


— 26 — 


geſtellten Beiträgen verpflichtet. Andere Beiträge dürfen 
von m wicht mine werden. at: 
u andern Zwecken, ($ 29 Abſ. 2) als den ſtatu 
Reſervefonds. mäßigen Unterſtützungen, der ſtatutmäßigen Anſamm⸗ 

$ 23. Die Kaffe hat einen Neſerbefonds ($ 32 [lung und Ergänzung des Reſervefonds und der Deckung 

Abſ. 1) im Mindeſtbetrage einer durchſchnittlichen Jahres⸗ der Verwaltungskoſten dürfen Verwendungen aus dem 

Ausgabe anzuſammeln und erforderlichenfalls bis zu. Vermögen der Kaffe nicht erfolgen. 

1 55 Ve zu i ict 1 5 15 ns Organe der Kaſſe 

ie en Betrag nicht erreicht, iſt demſelben mindeſtens 27. O der K 118 Vorſtand und 

ein Zehntel des Jahres⸗Betrages der Kaſſen⸗Beiträge die nd aſſe find der Vorſta 


zuzuführen. (§ 32 Abſ. 2). ; Vorst 
= sn 8 Zuſammenſetzung des Vorſtandes. 
Erhöhung der nn Ermäßigung der § 28. Der Vorstand der Kaffe beſteht: (*) 
BEE gen a) aus einem Vertreter der Firma als Vorſitzenden 
5 24. Ergiebt ſich aus den Jahres⸗Abſchlüſſen. ($ 38 Abſ. 1 und 3) und dem Kaſſenführer, 
daß die Einnahmen der Kaſſe (§ 33 Abſatz 1) zur ($ 64 Nr. 3) welcher zugleich Stellvertreter des 
Deckung ihrer Ausgaben einſchließlich der Rücklagen zur Vorſitzenden iſt; beide werden auf die Dauer 
Anſammlung und Ergänzung des Neſervefonds nicht von [2] Jahren von der Firma ernannt; 
ausreichen, ſo müſſen () (entweder die Kaſſenleiſtungenſ b) aus [5] () von der General-Verſammlung ($ 34) 
bis auf den Mindeſtbetrag des § 20 des Reichs⸗Geſetzes ohne Mitwirkung der Vertreter der Firma aus 
vom 15. Juni 1883 gemindert oder] die Beiträge der der Mitte der ſtimmberechtigten Kaſſen⸗Mitglieder 
Mitglieder bis auf das anderthalbfache der im 8 18 auf die Dauer von [2] Jahren gewählten Bei⸗ 
feſtgeſetzten Sätze erhöht werden. [Eine Erhöhung dieſer ſitzern. 
Beiträge über 3 Prozent des durchſchnittlichen Tage⸗ [Sobald die für Rechnung der Mitglieder ($ 38 
lohnes oder des Arbeits⸗Verdienſtes der verſicherungs⸗ Abſ. 2) zu zahlenden Beiträge / der Geſammt⸗Beiträge 
pflichtigen Mitglieder hinaus iſt indeſſen, ſofern ſie überſteigen, iſt bei der nächſten Wahl () ein ſechſter 
nicht zur Deckung der Mindeſtleiſtungen erforderlich (5 31 Beisitzer und ſobald fie °/, uberſteigen, ein ſiebenter Bei⸗ 
Ab. 2), nur zuläſſig, wenn fie Sowohl von der Firma ſitzer zu wählen. 
als von der Mehrheit der Mitglieder der General⸗Ver⸗ Die Wahl der Beiſitzer kann durch Akklamation () 
ſammlung beſchloſſen wird.)] erfolgen, ſofern nicht aus der Mitte der Wahlverſamm⸗ 
Werden die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen der Kaſſeſ lung Widerſpruch dagegen erhoben wird. In dieſem 
durch die Beiträge, nachdem dieſe, ſoweit ſie den ver⸗ Falle erfolgt die Wahl durch verdeckte Stimmzettel in 
ſicherungspflichtigen Mitgliedern zur Laſt fallen, 3 pCt.] der Weiſe, daß jeder Wählende ſo viele Namen auf⸗ 
des durchſchnittlichen Tagelohnes oder Arbeits⸗Verdienſtesſchreibt, wie Vorſtands Mitglieder zu wählen find, Ge⸗ 
(8 65 Abſ. 3) erreicht haben, nicht gedeckt, ſo hat die wählt ſind diejenigen, welche die meiſten Stimmen er⸗ 
Firma die zur Deckung derſelben erforderlichen Zuſchüſſe halten. () Stimmen, welche auf nicht Wählbare fallen 
aus eigenen Mitteln zu leiſten, für welche Zuſchüſſe ſie oder die Gewählten nicht deutlich bezeichnen, werden 
auch bei ſpäterem beſſeren Stand der Kaffe keine Rlick nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
erſtattung fordern kann. vom Vorſitzenden zu ziehende Loos. 
Zu § 24. Die Wahl wird im Auftrage des Vorſtandes von 
1. Die in Klammern eingeſchloſſenen Stellen dieſes deſſen Vorſitzenden oder von einem zu dieſem Zwecke 
Abſatzes haben Bedeutung nur für ſolche Klaſſen, beſtellten Vertreter geleitet. Nur die erſte Wahl nach 
deren Unterflügungen über die geſetzlichen Mindeſt- Errichtung der Kaſſe, ſowie ſpätere Wahlen, bei welchen 
leiſtungen hinausgehen. ein en en 1 iſt, 9 1 von einem 
38. en n Beauftragten der Aufſichts⸗Behörde geleitet. 
Ermäßigung 1 Erhöhung der I[zgedes Jahr () ſcheiden abwechfelnd [3] und [2] 
i Beiſitzer aus. Die [3] Beiſitzer, welche am Ende des 
§ 25. Ergiebt ſich aus den Jahres⸗Abſchlüſſen, erſten Kalender ⸗Jahres ausſcheiden, werden durch das 
daß die Jahres⸗Einnahmen die Jahres⸗Ausgaben über Loos beſtimmt. Die Neuwahl findet im Dezember ftatt, 
ſteigen (§ 33 Abſatz 2), So iſt, falls der Reſervefonds Die Gewählten treten ihr Amt am 1. Januar des fol⸗ 
das Doppelte einer durchſchnittlichen Jahres⸗Ausgabeſ genden Jahres an. Bis zum Eintritt derſelben haben 
erreicht hat, entweder eine Ermäßigung der Beiträge die Ausſcheidenden ihr Amt weiter zu führen. 
oder eine Erhöhung der Kaſſenleiſtungen herbeizuführen. Scheiden 105 a ne vor a ihrer 
A 5 a Fk: Amtsdauer aus, fo muß alsbald eine General⸗Verſamm⸗ 
n een Beiträge und lung zur Erſatzwahl für alle ausgeſchiedenen Beiſiher 
. berufen werden. () Die Amtsdauer der Erſatzmänner 
$ 26. Die Mitglieder find der Kaſſe gegenüber erliſcht mit dem Jahre, mit welchem diejenige der aus⸗ 
(8 29 Abſ. 1) lediglich zu den durch dieſes Statut feſt⸗ geſchiedenen Beiſitzer erloſchen ſein würde. 


Scheine darüber ſind mit den Kaſſen⸗Beſtänden zu ver⸗ 
wahren. 


re 


Ueler jede Wahlverhandlung iſt ein Protokoll auf: erſten Wahlgange abſolute Mehrheit nicht erreicht 
zunehmen. wird, getroffen werden. 

Der Vorſtand hat über jede Aenderung (5 34] 6. Wird die Amtszeit der Vorſtands⸗Mitglieder unter 
If. 2) in feiner Zuſammenſetzung und über das Er⸗ a und b anders beſtimmt, fo werden auch die 
gbniß jeder Wahl der Aufſichts⸗ Behörde binnen einer Perioden der Neuwahl anderweit feſtzuſetzen fein. 
Boche Anzeige zu erſtatten. f 7. Ergänzung des Vorſtandes durch Kooptation iſt 

[Iſt die Anzeige nicht erſtattet, fo kann jede Aen⸗ unzuläſſig, da nach dem Geſetze der Vorſtand von 
derung dritten Perſonen nur dann entgegengeſetzt werden, der General⸗Verſammlung gewählt ſein muß. 
37 8 A wird, daß ſie letzteren bekannt war.] Rechte und Pflichten des Vorſtandes. 

. Der Betriebs⸗Unternehmer⸗hat Anſpruch auf Ver⸗ § 29. Der Vorſtand vertritt die Kaſſe ($ 35 


tretung im Vorſtande nach dem Verhältniß der Abſ. 1) gerichtlich und außergerichtlich. Dieſe Vertre⸗ 
von ihm aus eigenen Mitteln geleiſteten Beiträge tung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und 
zur Geſammtſumme aller Beiträge. Mehr als Rechtshandlungen, für welche nach den Geſetzen eine 
ein Drittel der Stimmen darf ihm nicht ein⸗Spezial⸗Vollmacht erforderlich iſt. 

geräumt werden. Ob er mit einer geringeren [Verträge werden Namens der Kaſſe von dem 
Vertretung im Vorſtande, als der Summe der Vorſitzenden des Vorſtandes und zwei Beiſitzern voll⸗ 
aus eigenen Mitteln geleiſteten Beiträge ent⸗ zogen. Bei allen übrigen Rechtsgeſchäften und Erklä⸗ 
ſprechen würde, vorlieb nehmen will, hängt von rungen vertritt der Vorſitzende den Vorſtand nach außen. 
feiner Entſchließung ab. Es empfiehlt ſich, von] Gerichtliche Zuſtellungen an den Vorſtand können jedem 
vornherein, ein Verhältniß der Vertretung feſt⸗ Mitglied desſelben gemacht werden.] () Die Legitima⸗ 
zuſetzen, welches auch dann nicht geändert zuftion des Vorſtandes ($ 35 Abſ. 2) oder ſeines Vor⸗ 
werden braucht, wenn die vom Unternehmer aus ſitzenden bei allen Rechtsgeſchäften wird durch eine Be⸗ 
eigenen Mitteln zu zahlenden Beiträge infolge des ſcheinigung der Aufſichts⸗Behörde bewirkt. 

Zutritts freiwilliger Mitglieder zur Kaſſe unter Der Vorſtand verwaltet alle Angelegenheiten der 
ein Drittel der Geſammtbeiträge ſinken. Da die Kaſſe, ſoweit dieſelben nicht durch Geſetz oder Statut 
Kaſſe bei ihrer Begründung freiwillige Mitglieder ausdrücklich der General⸗Verſammlung übertragen ſind. 
in der Regel überhaupt nicht zählt, ſo wird es Der Vorſitzende beruft den Vorſtand, ſo oft dies 
zuläſſig ſein, für die Vertreter des Arbeitsgebers die Lage der Geſchäfte erfordert. Er muß den Vorſtand 
und der Kaſſen⸗Mitglieder anfangs das Verhältniß binnen 10 Tagen berufen, wenn [drei] Beiſitzer dies 
von 2 zu 4 feſtzuſtellen und in Abſatz 2 eine beantragen. Die Berufung erfolgt durch Zirkular. Der 
Vermehrung der Vertreter der letzteren auf 5 Vorſitzende kann ein Vorſtands⸗ Mitglied, welches ohne 
(alſo Verhältniß 2 zu 5) erſt für den Fall anzu⸗ genügende Entſchuldigung aus der Vorſtandsſitzung weg⸗ 
ordnen, daß die Summe der Beiträge des Arbeit⸗ bleibt, oder zu ſpät erſcheint, in eine Ordnungsſtrafe 
gebers bis auf , (das arithmetiſche Mittel bis zu (3) Mark nehmen. Der Vorſtand iſt beſchluß⸗ 
zwiſchen / und *,) der Geſammtſumme aller fähig, wenn der Vorſitzende oder fein Stellvertreter und 
Beiträge herabſinkt. Ebenſo würde erſt bei wei⸗ mindeſtens drei Beiſitzer anweſend find. Die Beſchlüſſe 
terer Verminderung der Beiträge des Arbeitgebers werden mit einfacher Stimmen = Mehrheit gefaßt, bei 
auf ½, der Geſammtſumme der Beiträge (dem Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. Die Be⸗ 
arithmetiſchen Mittel zwiſchen / und ¼) dieſſchlüſſe find in einem beſonderen Buche zu protokolliren. 
Zahl der Beifiger auf 6 zu vermehren fein u. ſ. f. Jedem Vorſtands⸗Mitgliede ſteht das Recht zu, 
Wird hier eine höhere Zahl feſtgeſetzt, To kann ſich durch Kranken⸗Beſuche von dem Geſundheits⸗Zuſtand 
auch für den Betriebs⸗Unternehmer unter a eine der als krank gemeldeten Perſonen zu überzeugen. Auch 
größere Zahl von Vertretern feſtgeſetzt werden kann der Vorſtand beſondere Kranken ⸗Kontroleure 
(alfo beiſpielsweiſe bei 7 unter b, 3 unter a). beſtellen. 


Dem Geſetze wird genügt werden, wenn das von Die Vorſtands⸗ Mitglieder verſehen ihr Amt un⸗ 
denmſelben geforderte Verhältniß bei der nächſten entgeltlich. 
Wahl hergeſtellt wird. Ohne dieſe Einſchränkung Die Mitglieder des Vorſtandes (8 41 Abſatz 1) 
würde leicht Unſicherheit über die Gültigkeit der haften der Kaſſe für pflichtmäßige Verwaltung wie Vor⸗ 
Beſchlüſſe des Vorſtandes entſtehen. münder ihren Mündeln. 
Wahl durch Alklamation iſt durch das Geſetz nicht Zu § 29. 
ausgeſchloſſen, wird aber nur unter der angege-| 1. Dieſe Beſtimmungen find nach § 35 des Geſetzes 
benen Vorausſetzung zuzulaſſen ſein. zuläſſig und empfehlen ih namentlich für umfang⸗ 
5. Abgeſehen von der Akklamation wird die hier reichere Kaſſen zur Erleichterung der Geſchäfts⸗ 
vorgeſehene, die einfachſte Form der Wahl ſein. führung. 


15 ieh r Zuſammenſetzung der General-Verſammlung. 


mungen über engere Wahl für den Fall, daß im & 30. Die General⸗Verſammlung beſteht: () 
ar 


1 Taus ſämmtlichen Kaſſen⸗ Mitgliedern, (*) welche 
großjährig (§ 64 Ziff. 6) und im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenrechte ſind, mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, welche der Kaſſe auf Grund des 83 
Ziffer 2 angehören, ſowie aus einem [2, 3 ꝛc. 
Vertretern] der Firma. 

Jedes Kaſſen⸗Mitglied führt eine Stimme. Der 
Vertreter der Firma führt [Die Vertreter der 
Firma führen zuſammen] für je zwei in der Fabrik 
beſchäftigte verſicherungspflichtige und ſtimmberech⸗ 
tigte Mitglieder der General- Verſaunnlung eine 
Stimme.] 

oder 

9 [aus Vertretern der Kaſſen⸗Mitglieder und der 
Firma. 

Für die Wahl der erſteren werden ſämmtliche Kaſſen⸗ 

Mitglieder in folgende Abtheilungen (5) eingetheilt: | 


1, 
2. 
3. 
2c. 

Für jede Abtheilung wird in 
handlung auf je [30] Mitglieder () ein Vertreter ge⸗ 
wählt. Iſt die Zahl der Mitglieder nicht durch [30] 
theilbar, jo iſt für die überſchießende Zahl, wenn die⸗ 
ſelbe [15] oder mehr beträgt, ein weiterer Vertreter zu 
wählen. 

Die Zahl der von jeder Abtheilung zu wählenden 
Vertreter iſt bei der Berufung der Wahlverſammlung, 
welche [3] Tage vor dem Wahltermin durch Auſchlag 
in den Fabrikräumen erfolgen muß, anzugeben. 

Wahlberechtigt und wählbar ſind die großjährigen, 
im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen Kaſſen⸗ 
Mitglieder mit Ausſchluß derjenigen, welche der Kaſſe 
auf Grund des § 3 Ziffer 2 angehören. 

Die Wahl erfolgt nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen im § 28 Abſaßz 3 und 4. 

Am Schluſſe jedes Kalender ⸗Jahres ſcheidet die 
Hälfte der Vertreter aus. Die erſtnalig Ausſcheidenden 
werden durch das Loos beſtimmt. Die Neuwahlen fin⸗ 
den im Dezember für das folgende Kalenderfahr ſtatt. 

Scheidet ein Vertreter vor Ablauf ſeiner Amts⸗ 
dauer aus, ſo findet durch die Abtheilung, von welcher 
er gewählt war, für die übrige Zeit der Amtsdauer 
eine Neuwahl ſtatt. 

In der Generalverſammlung führt jeder Vertreter 
der Kaſſen⸗Mitglieder eine Stimme. Der Vertreter der 
Firma führt [Die Vertreter der Firina führen zuſam⸗ 
men] für je 60] in der Fabrik beſchäftigte verſiche⸗ 
rungspflichtige Kaſſen⸗Mitglieder eine Stimme, hoͤchſtens 
jedoch ein Drittel ſaͤmmtlicher Stimmen.] 

Zu 8 30. 

1. Je nachdem die General⸗Verſauaulung neben den 
Vertretern des Arbeitgebers aus ſämmttlichen 
ſtimmberechtigten Mitgliedern oder aus Vertretern 
derſelben beſtehen ſoll, iſt die Faſſung unter 4 
oder B zu wählen. 

Die General⸗Verſammlung muß aus Vertre⸗ 


geſonderter Wahl⸗ 


Vorſtande unter U 
durch einen mindeſtens [3] Tage vorher zu bewirkenden 
Anſchlag in den 


Für die Zahl der 


im Dezember jeden Jahres 
Wahl des Reviſtons-Ausſchuſſes und der erforder⸗ 


tern beſtehen, wenn die Kalle 500 aber mehr 
Mitglieder zählt. Abgeſehen von anderen Ver⸗ 
hältniſſen, welche auch bei geringerer Mitglieder⸗ 
zahl die Bildung der General⸗Verſammlwig and 
Vertretern rathſam erſcheinen laſſen kann, em: 
pfiehlt ſich dieſelbe jedenfalls dann, wenn die 
Möglichkeit einer Vermehrung der Kaſſen-Mit⸗ 
glieder auf 500 oder darüber vorliegt, damit eine 
für dieſen Fall erforderliche Abänderung des Kaſſen⸗ 
Statuts vermieden wird. 


Die Beſchränkung der General⸗Verſammlung auß 


männliche Kaſſen⸗Mitglieder iſt unzulaſſig. 


Die Bildung von Abtheilungen iſt nicht erforder⸗ 


lich, wird fies aber für Kaſſen von größerem Um⸗ 
fange ſchon zur Vermeidung der Schwierigkeiten: 
empfehlen, welche mit einer Wahl durch die Ge⸗ 
ſammtheit der wahlberechtigten Kaſſen⸗Mitglieder⸗ 
verbunden ſind. 

Wird die Wahl nach Abtheilungen beliebt, fo 
werden auch die Abtheilungen und die Verthei⸗ 
lung der Vertreter auf dieſelben durch das Statuf, 
feſtgeſtellt werden muſſen, da es mindeſtens zwei⸗ 
felhaft iſt, ob durch eine Beſtimmung, nach wel⸗ 
cher die Atheilungen für die jedesmalige Wahl 
durch den Vorſtand zu bilden find, der Vorſchrift, 
des Geſetzes, nach welcher das Statut Beſtimmung 
über die Zuſammenſetzung der General⸗Verſamm 
lung zu treffen hat, genügen würde. 

Die Abtheilungen können örtlich oder nach 
Mitglieder⸗Klaſſen gebildet werden, z. B. nach den 
verſchiedenen Zweigen des Betriebes. - 
zu wahlenden Vertreter ift. 
hiernach die Zahl ſämmtlicher der „ 
angehörenden Kaſſen⸗Mitglieder (alſo z. B. auch 
der minderjährigen) maßgebend. Dies iſt noth⸗ 
wendig, um für die Beueſſung der Vertretung 


des Arbeitge ers eine richtige Grundlage zu ge⸗ 


winnen. 

Die hier vorgeſehene Art der Vertheilung der 
Vertreter auf die Abtheflungen wird vor der Zu⸗ 
theilung einer beſtimmten Zahl von Vertretern 
an jede Abtheilung meiſt den Vorzug verdienen, 
da fie die wechſelnde Zahl der in jeder Abthei⸗ 
lung vorhandenen Mitglieder berücksichtigt und zu⸗ 
gleich eine bequeme Grundlage für die Bemeſſung 
des Stimmrechts der Vertretung des Arbeitgebers 
in der General⸗Verſammlung bietet. 


Geſchäfts-Ordnung der General- erſammlung. 


831. Die General-Verſammlung wird vom 


N 


Angabe der Berhandlungs-Gegenftände 


Fabrikräumen berufen, 
Ordentliche Öeneral:Berfannlungen finden Statt: 


zur Vornahme der 


lichen Neuwahlen für den Vorſtand, 


— — 


2. im [April] jeden Jahres zur Beſchlußfaſſung über 
die Abnahme der Jahres⸗Rechnung. 
Außerordentliche General Verſammlungen beruft 

der Vorſtand nach Bedürfniß. [Die Berufung der Ge- 
neral⸗Verſammlung muß binnen ... Wochen erfolgen, 
wenn der [zehnte] Theil ihrer Mitglieder es bean⸗ 
tragt.] () 

Jede vorſchriftsmäßig berufene General⸗Verſamm⸗ 
lung iſt beſchlußfähig. 

Die Leitung der General⸗Verſammlung ſteht dem 
(Vertreter der Firma] [von der Firma zu bezeichnenden 
Vertreter derſelben] zu. 

Beſchlüſſe der General⸗Verſammlung werden, ſo⸗ 
weit für einzelne Gegenſtände durch dieſes Statut nicht 
etwas anderes beſtimmt iſt, mit einfacher Stimmen⸗ 
Mehrheit der in der Verſammlung vertretenen Stimmen 
gefaßt. Bei Stimmen⸗Gleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 8 
Zu § 31. 

1. Dieſe Beſtimmung iſt nicht — wie es nach dem 
Hülfskaſſen Geſetz der Fall — geſetzlich noth⸗ 
wendig. 

5 32. Außer den von ihr vorzunehmenden 
le zum Vorſtande liegt der General⸗Verſammlung 
ob: (9) 


1. Die Abnahme der Jahres⸗Rechnung und die Wahl 
eines Reviſions⸗ Ausſchuſſes von [3] Perſonen, 


ſchehen, daß die der Beſchlußnahme der General: 
Verſammlung vorbehaltenen Angelegenheiten auf⸗ 
geführt werden und die Wahrnehmung aller übri⸗ 
gen dem Vorſtande übertragen wird, wie es hier 
und im § 29 geſchehen iſt. Dieſe Art der Ab: 
grenzung verdient den Vorzug, weil die der Be⸗ 
ſchlußnahme der General⸗Verſammlung vorzube⸗ 
haltenden Gegenſtände leichter erſchöpfend aufzu⸗ 
zählen ſind, als die mannigfaltigeren Obliegen⸗ 
heiten des Vorſtandes. 

Die unter Ziffer 1 bis 4 aufgeführten Gegen⸗ 
ſtände ſind diejenigen, welche der Beſchlußnahme 
der General ⸗Verſammkung nach SS 36 und 68 
Abſatz 3 des Geſetzes vorbehalten werden müſſen. 

Sollen noch andere Gegenſtände, z. B. Ent⸗ 
ſcheidungen über Beſchwerden von Kaſſen⸗Mitglie⸗ 
dern, über Maßnahmen des Vorſtandes, Beſchluß⸗ 
nahme über die mit Aerzten und Apotheken ab⸗ 
zuſchließenden Verträge ꝛc., der General⸗Verſamm⸗ 
lung vorbehalten werden, ſo ſind ſie unter weite⸗ 
ren Ziffern beizufügen. 


- Diefe Beſtimmung iſt nicht geſetzlich nothwendig, 


entſpricht aber der Natur der hier in Frage 
ſtehenden Verhandlungen. 


Streitigkeiten. 
5 33. Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mit⸗ 


welche nicht Kaſſen⸗Mitglieder zu ſein brauchen, gliedern oder der Firma einerſeits und der Kaſſe ande⸗ 


zur Prüfung der Jahres⸗Rechnung. 
2. Beſchlußnahme über die Verfolgung von An⸗ 
ſprüchen, welche der Kaſſe gegen Vorſtands⸗Mit⸗ 


rerſeits ($ 58 Abſ. 1) über die Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung oder Einzahlung von Beiträgen (§ 65 Abf. 5) 
oder über Unterſtützungs⸗Anſprüche entſtehen, werden 


glieder aus deren Amtsführung erwachſen, undſvon der Aufſichts⸗Behörde entſchieden. Gegen die Ent⸗ 
die Wahl der damit zu beauftragenden Perſonen.ſcheidung findet binnen zwei Wochen nach deren Zu⸗ 


3. Die Beſchlußnahme über Abänderung der Sta⸗ 
tuten, namentlich auch über Abänderung der Un⸗ 


ſtellung die Berufung auf den Rechtsweg mittelſt Er⸗ 
hebung der Klage ſtatt. Die Entſcheidung iſt vorläufig 


terſtützungen und Beiträge, ſoweit ſie nicht ſta⸗ vollſtreckbar, ſoweit es ſich um Streitigkeiten handelt, 
tutenmäßig in Folge einer veränderten Feſtſetzung welche Unterſtützungs⸗Anſprüche betreffen. 


der durchſchnittlichen Tagelöhne eintreten. 
4. Beſchlußnahme über Anträge der Firma auf Auf⸗ 
löſung der Kaſſe. 


Beaufſichtigung der Kaſſe. 
5 34. Die Aufſicht über die Kaſſe ($ 44) wird 


Bei der Beſchlußnahme und bei den Wablen zu unter Ober⸗Aufſicht (Bezeichnung der höheren Verwal⸗ 
1 und 2 ruhen [ruht] die Stimmeſn] der [des] Ver⸗tungs⸗Behörde] zu N. von [Bezeichnung der Aufſichts⸗ 
treter[8] der Firma. Die Verhandlungen werden in Behörde] zu N. wahrgenommen. e 
34. 


Abweſenheit derſelben [deffelben] von einem von der Zu 8 
1. Die Bezeichnung der zuſtändigen Aufſichts⸗Behörde 


General⸗Verſammlung aus ihrer Mitte zu wählenden 
Vorſitzenden geleitet. () Im übrigen finden auf die 
Vornahme der erforderlichen Wahlen die Beſtimmungen 
im § 28 Abſatz 3 Anwendung. 

Die Auflöfung der Kaffe kann nur mit zwei 
Drittel der vertretenen Stimmen beſchloſſen werden. 
Zu $ 32. 

1. Nach $ 36 des Geſetzes ſteht der General = Ver: 
ſammlung die Beſchlußnahme über alle Angelegen⸗ 
heiten zu, deren Wahrnehmung nicht nach Vor⸗ 
ſchrift des Geſetzes oder Statuts dem Vorſtande 
obliegt. 
Vorſtandes und der General⸗Verſammlung kann 
aber ohne Verletzung dieſer Vorſchrift auch To ge: 


und Dber = Auffichtsbehörde im Statut empfiehlt 
ſich, um jedem Kaſſen⸗Mitgliede Kenntniß davon 
zu geben, wohin etwaige Beſchwerden über die 
Kaſſen⸗Verwaltung zu richten find. 


Ueber die Aufſichts⸗Befugniſſe vergl. 88 66, 67, 


68 mit 44, 45 Abſ. 1 bis 4 des Geſetzes. 


Vorſtehendes Statut iſt von der Firma N. zu N. 


($ 64 Rr. 2) nach Anhörung der in ihrer Fabrik zu 
N. beſchäftigten Perſonen aufgeſtellt worden und tritt 
Die Abgrenzung der Befugniſſe des am 111. 18 .. in Kraft. 
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Vorſtehende Statutenentwürfe werden auf Anord⸗ b) Das Statut für Betriebs: (Fabrik-) Krankenkaſſen 


nung des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe (16 Seiten): 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Hierzu wird be⸗ 1 Exemplar geheftete 50 Pf. 
merkt, daß die Verlagsbuchhandlung von Fr. Kortkampf 12—25 A „ an, ar A 
zu Berlin W., Lützowſtraße 61, die kleine Ausgabe, 2650 Mr „77 et SE 
welche beide Statutenentwürfe in einem Heft von act: 51—75 pe Ne e 
zig Seiten enthält, zu folgenden Preiſen offerirt: 76—100 „ „, 
1 Exemplar geheftte Pf., Bei Abnahme von 500 oder mehr Exemplaren 
kart. in Leinwand . . 100 „ würden noch weitere beſonders zu vereinbarende Preis⸗ 
12—25 Exemplare geheftet e 65 „ ermäßigungen eintreten. 
kart. in Leinwand je. 90 „ Endlich beabſichtigt dieſelbe Buchhandlung eine 
2650 Exemplare geheftet 1j 60 „ Ausgabe zu veranſtalten, welche die Statuten⸗Entwürfe 
kart. in Leinwand je . 85 „ mit der zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 15. Juni 
51—75 Exemplare geheftet [e 50 „ 1883 erlaſſenen Anweiſung vom 26. November 1883 
kart. in Leinwand je. 70 „ in einem Octavheft zum Preiſe von etwa 1 Mark, bei 
76—100 Exemplare geheftet •1e 40 „ entſprechender Ermäßigung für Partie Bezüge ent⸗ 
kart. in Leinwand je . 60 „ halten ſoll. 
Die Ausgabe in Folioformat ſtellt dieſelbe Hand⸗ Auch die Verlagsbuchhandlung von Carl Heymann 
lung zu folgenden Preiſen her: zu Berlin W., Mauerſtraße 63 bis 65, wird die Sta⸗ 


a) das Statut für Ortskrankenkaſſen (24 Seiten): tutenentwürfe in einer größeren, ſowie in einer hand⸗ 
1 Exemplar geheftet . ꝙ 75 Pf. lichen Oktav⸗Ausgabe, letztere im dauerhaften Pappband, 
i 6 


12-25 „ „ je. 65 „ zu ähnlichen Preiſen liefern und hat ein hierauf bezüg⸗ 
26—50 » AN I St 60 „ liches Cirkular verſendet. 

51—75 75 E Marienwerder, den 5. April 1884. 

76—100 „ „ ee VIETe Der Regierungs⸗Präſident. 
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Druckfehler⸗ Berichtigung. 
1. Im Texte des § 1 des Statuts einer Ortskrankenkaſſe iſt hinter „errichte“ einzuſchieben: 
„(3).“ und 
2. Im Texte des § 25 iſt am Schluſſe des erſten Abſatzes einzuſchieben „(3)“, im vierten Abſatze 
dagegen iſt ſtatt „(3)“ zu ſetzen „(4)“ und ftatt „(4)“ zu ſetzen a 
Von den Bemerkungen muß die jetzige Nr. 3 als Nr. 2 und die jetzige Nr. 2 als Nr. 3 bezeichnet 
werden. 


Ausgegeben am 18 April 1884. Druck der N. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


